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In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum verwendet. Weibliche 
und anderweitige Geschlechteridentitäten sind dabei ausdrücklich mitgemeint, soweit es für die Aussage er-
forderlich ist. 
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Es gibt nichts Sinn-Stiftenderes, als 
Biografien positiv zu beeinflussen. 

Katja Urbatsch1 

Einführung 

In der öffentlichen Debatte wird Kinderarmut noch mehr als die Armut Erwachsener als moralisches Problem 
wahrgenommen, weil Kinder per se als „würdige Arme“2 angesehen werden. Entsprechend prominent wird der 
„Skandal der Kinderarmut“ in einem eigentlich reichen Land regelmäßig in der Sozialberichterstattung und in 
den öffentlichen Medien – zu Recht – angeprangert. Dem Thema Kinderarmut widmet sich eine umfangrieche, 
inzwischen kaum noch überschaubare Literatur. Auch das Phänomen des generationenübergreifenden Sozial-
leistungsbezugs hat mit dem „Berufswunsch: Ich werde Hartz IV“3 längst Eingang in die Massenmedien gefun-
den. 

Ich will mit dieser Arbeit versuchen, die hinter derartigen „Vererbungsprozessen“ wirksamen Mechanismen 
herauszuarbeiten, um anschließend mögliche Ansätze zu diskutieren, die zu einer Verhinderung der familialen 
Reproduktion von Armut beitragen könnten. Dazu soll zunächst der aktuelle Erkenntnisstand zu den Phänomen 
Armut und insbesondere Kinderarmut in reichen Gesellschaften wie der unsrigen dargestellt werden, um auf 
dieser Grundlage anschließend die Notwendigkeit institutioneller oder rechtlicher Änderungen zu betrachten, 
die derzeit in der Fachdiskussion und der Gesetzgebung thematisiert werden. Besonderen Augenmerk will ich 
auf die Frage richten, wie oder wem es gelingen kann, den von Armut betroffenen Kindern ein „Anwalt“ bei der 
besseren Durchsetzung ihrer Interessen und Rechte zu sein. 

1 Armut – Begriff, Konzepte und Messung 

Es gibt keine allgemein anerkannte Definition für den Begriff Armut und keine allgemein anerkannte Methode 
Armut zu messen. Bevor auf die Definitionskriterien für den hier betrachteten Begriff der Kinderarmut näher 
eingegangen werden kann, erscheint es daher erforderlich, zunächst einige Modelle zur allgemeinen Armuts-
definition darzustellen, wobei zwischen rein statistischen und eher qualitativen Ansätzen zu differenzieren ist.  

Erst im Falle von Unterernährung, fehlendem Witterungsschutz und Zugang zu sauberem Wasser, also bei Un-
terschreitung eines absoluten Mindeststandards wird das Vorliegen von Armut wohl nach allen Definitionsan-
sätzen zu bejahen sein, da in einer derartigen Situation unzweifelhaft ein Fall der absoluten Armut vorliegt. In 
wohlhabenden Gesellschaften wie der unsrigen taugt ein derartiger „kleinster gemeinsamer Nenner“ jedoch 
nicht dazu, das Phänomen Armut zu erfassen.4 Gleiches gilt für statistische Kriterien, die selbst für eine welt-
weite Betrachtung als willkürlich gegriffen erscheinen, wie bspw. ein verfügbares Einkommen von weniger als 
                                                             
1  Gründerin der Initiative „Arbeiterkind“. 
2  Olk, zitiert nach Hübenthal 2018b, S. 16; Der Begriff geht wohl auf die Stiftungsurkunde der Augsburgrer Fuggerei im 16. 

Jahrhundert zurück, die allein "würdige Arme" zuließ, vgl. Kremer 2016. 
3  Probst 2008. 
4  Vgl. BMAS 2017, S. 98. 
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1,90 US$ pro Tag5, da hierdurch das Verhältnis zum gesellschaftlichen Umfeld, also die relative Dimension von 
Armut außer Betracht bleibt. 

In Deutschland existiert keine offizielle Armutsgrenze.6 Auch der nach den Fürsorgesystemen des SGB II und XII 
sich bemessende Mindestbedarf, das sog. soziokulturelle Existenzminimum, taugt nicht als statistisches Ab-
grenzungsinstrument, da es von zahlreichen individuellen Faktoren (Höhe der Kosten der Unterkunft und Hei-
zung, Mehrbedarfe etc.) abhängt.  

Nachfolgend sollen gleichwohl aus dem Bereich der Statistik-Modelle zwei in der Europäischen Union einheit-
lich zur Anwendung kommende Konzepte zur Armutsbetrachtung näher vorgestellt werden: als Beispiel einer 
Methode zur Ermittlung absoluter Armut die sog. (severe) material deprivation ([erhebliche] materielle Ent-
behrung) und als Beispiel eines relativen (Einkommens-)Armutsbegriffs die sog. at-risk-of-poverty rate (Armuts-
gefährdungs- oder Armutsrisikoquote). Beide Werte werden jährlich von der Europäischen Statistik-Behörde 
Eurostat im Rahmen der European Union Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC) zusammengefasst 
veröffentlicht, nachdem sie von den jeweiligen nationalen Statistik-Behörden der Mitgliedsländer, der EFTA-
Staaten und der EU-Beitrittskandidaten erhoben worden sind7. Für Deutschland werden die für die Armutsge-
fährdungsquote benötigten Daten (und zahlreiche andere) vom Statistischen Bundesamt (Destatis) im Rahmen 
des Mikrozensus erhoben, einer „Zufallsstichprobe von jährlich etwa ein Prozent der Bevölkerung [...], etwa 
830.000 Personen in 370.000 Haushalten und Gemeinschaftsunterkünften“8, die Entbehrungs-Daten bei einer 
Unterstichprobe von jährlich 14.000 Haushalten9. Als vergleichbar umfangreiche Datengrundlage ist noch die 
Erhebung Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) zu erwäh-
nen, eine repräsentative Wiederholungsbefragung, die bereits seit über drei Jahrzehnten läuft. Im Auftrag des 
DIW Berlin werden zurzeit jedes Jahr in Deutschland (die gleichen) etwa 30.000 Befragte in fast 11.000 Haus-
halten zu Fragen über Einkommen, Erwerbstätigkeit, Bildung oder Gesundheit befragt, sodass langfristige sozi-
ale und gesellschaftliche Trends verfolgt werden können10. 

1.1 Absolute Armut: (severe) material deprivation 

Für diese Betrachtung werden für jeden Haushalt insgesamt neun Kriterien als Armutshinweise ermittelt. Von 
materieller Entbehrung wird ausgegangen, wenn von den neun Items wenigstens drei bejaht werden; von er-
heblicher materieller Entbehrung bei wenigstens vier11. Die einzelnen Items sind dabei den allgemeinen Ver-
hältnissen in der Europäischen Union angepasst; als Armutshinweis wird nicht etwa fehlender Zugang zu sau-
berem Trinkwasser erfasst, da ein solcher als ausnahmslos vorhanden vorausgesetzt wird. Vielmehr wird bspw. 
das Vorhandensein eines Pkw oder die Möglichkeit Urlaub zu machen betrachtet. Die Werte für Deutschland 
haben sich in den letzten Jahren wie aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich entwickelt: 

                                                             
5  Weltbank 2015. 
6  Götte 2015. 
7  Vgl. Eurostat 2016. 
8  Aust u. a. 2018, S. 10. 
9  Statistisches Bundesamt 2020d. 
10  Goebel u. a. 2019, S. 346. 
11  Vgl. Eurostat 2020c. 
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Materielle Entbehrung Erhebungsjahr 
2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

  Anteil der Bevölkerung in % 
Der Haushalt kann sich nicht leisten            

rechtzeitiges Bezahlen der Miete oder der 
Rechnungen für Versorgungsleistungen 5,6 5,6 4,9 5,2 4,8 5,1 5,6 5,2 4,2 4,4 4,6 

angemessenes Heizen der Wohnung 5,9 5,5 5,0 5,2 4,7 5,3 4,9 4,1 3,7 3,3 2,7 
unerwartete Ausgaben in bestimmter 
Höhe aus eigenen Finanzmitteln zu be-
streiten 

34,9 34,6 33,7 34,5 33,4 32,9 32,6 30,4 30,0 29,3 27,8 

jeden zweiten Tag eine vollwertige Mahl-
zeit einzunehmen 10,9 9,3 8,6 8,8 8,2 8,4 7,5 7,1 6,5 7,0 6,4 

jährlich eine Woche Urlaub woanders als 
zu Hause zu verbringen 25,2 24,4 23,7 22,8 21,9 22,4 21,0 19,7 18,4 15,3 13,6 

einen Pkw 5,1 6,0 5,0 7,7 7,8 7,4 6,8 7,0 6,8 6,3 5,5 
eine Waschmaschine 0,5 0,6 0,6 0,5 0,6 0,5 0,5 0,4 - 0,5 (-0,3) 
ein Farbfernsehgerät 0,6 0,5 0,6 0,4 0,4 0,3 0,3 0,2 - (-0,2) (-0,3) 
ein Telefon 0,3 0,3 0,2 0,3 0,4 0,2 0,3 0,2 - (-0,2) / 
- = Nichts vorhanden 
() = Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert aufgrund der Haushaltszahl (30 bis unter 100 Haushalte) statistisch relativ unsicher ist. 
/ = Ergebnisse, die auf Fallzahlen von weniger als 30 Haushalten beruhen, werden nicht ausgewiesen. 

Tabelle 1: Entwicklung der materiellen Entbehrung (Quelle: Statistisches Bundesamt 2020c) 

Diese Art der Messung von Armut geht davon aus, dass es einen beobachtbaren, identifizierbaren und allge-
mein akzeptierten Lebensstandard gibt, der als arm bzw. nicht arm zu bezeichnen ist und sich lediglich zeitlich 
und örtlich unterscheidet.12 Die Besonderheit des Deprivationsansatzes als wissenschaftliches Konzept besteht 
darin, dass der allgemein als notwendig erachtete Lebensstandard nicht von außen vorgegeben, sondern auf 
empirischer Basis aus Sicht der Betroffenen ermittelt wird13. Insoweit ist gerade der EU-einheitliche Maßstab 
fraglich, als gleiche Kriterien auf sehr unterschiedliche Gesellschaften angewendet werden. Zudem bleibt dieser 
Ansatz stets eindimensional, da er ausschließlich auf solche Güter und Dienstleistungen abstellt, die mit Geld 
zu erwerben sind.14 

1.2 Relative Armut: at-risk-of-poverty rate 

Die unterschiedlichen Ansätze, wie Armut zu beschreiben und zu messen sei, sind sich einig, dass das Einkom-
men einer Person oder eines Haushaltes eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung von Armut spielt und 
dass Armut immer im Verhältnis zur umgebenden Gesellschaft zu bestimmen ist. Mit steigendem gesellschaft-
lichem Wohlstand verschiebt sich die Vorstellung davon, was Armut bedeutet. Armut ist dementsprechend 
immer auch ein soziales Verhältnis, das sich nicht allein auf die Frage reduzieren lässt, ob jemand hungert oder 
nicht, sondern immer auch thematisiert, ob jemand Teil der Gesellschaft und eines gesellschaftlichen Zusam-
menhangs sein kann oder nicht. Es wird mithin die relative Position des Einzelnen im Verhältnis zum Durch-
schnitt der Gesellschaft betrachtete. Dabei wird Armut anhand der zur Verfügung stehenden finanziellen Res-
sourcen definiert, weshalb derartige Konzepte dem sog. Ressourcenansatz zugerechnet werden.15 „Finanzielle 
Ressourcen, insbesondere das Einkommen, werden als relevante Bestimmungsgrößen von Armut angesehen, 
                                                             
12  Vgl. Dittmann/Goebel 2018, S. 24. 
13  Willke 2011, S. 82. 
14  Dittmann/Goebel 2018, S. 25. 
15  Vgl. Zander/Chassé 2011, S. 4. 
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da sie die Versorgungslage von Individuen maßgeblich bestimmen.“16 Bei normativer Betrachtung ist von Armut 
dann auszugehen, wenn Sozialhilfe- bzw. Sozialgeldbezug (oder seit 2005 Bezug von Grundsicherungsleistungen 
nach dem SGB II) vorliegt (politisch normativer Armutsbegriff17). 

Die Ressourcenansätze berücksichtigen die individuelle Einkommensverwendung nicht, somit sind diese Kon-
zepte eher generalisierend und begrenzt aussagekräftig, bieten aber in erster Linie Messbarkeit und Identifi-
zierbarkeit der in der Gesellschaft existierenden Armutspopulation. Allerdings haftet „Armuts(risiko)schwellen, 
die sich auf relative Einkommensarmut beziehen immer etwas Willkürliches an.“18 

Innerhalb der Europäischen Union wird ein einheitlicher, statistischer Ansatz zur Definition von Armut bzw. 
Armutsgefährdung verwendet: Eine Person gilt nach der EU-Definition für EU-SILC als armutsgefährdet, wenn 
sie über weniger als 60 % des Median-Einkommens19 der Gesamtbevölkerung verfügt, dem Schwellenwert der 
Armutsgefährdung20. Gemessen wird somit eine „relative Einkommens-Armut“21. Dabei wird wegen angenom-
mener Einspar- oder Skaleneffekte in Mehrpersonenhaushalten auf das sog. gewichtete Äquivalenzeinkommen 
abgestellt. Hierfür wird nur der ersten Person ein Faktor 1,0, jedem weiteren Haushaltsangehörigen ein Faktor 
0,5 bzw. Kindern unter 14 Jahren von 0,3 zugewiesen22. Die statistische Armutsrisikogrenze und die Armutsri-
sikoquote stellten sich in der jüngeren Vergangenheit in Deutschland nach den Daten des Statistischen Bundes-
amtes wie folgt dar: 

Soziodemographische Un-
tergliederung 

Erhebungsjahr 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Schwellenwert für Armutsgefährdung in Euro je Jahr 
Alleinlebende(r) 10.986 11.151 11.278 11.426 11.757 11.749 11.840 12.401 12.765 13.152 13.628 
Zwei Erwachsene mit zwei 
Kindern unter 14 Jahren 23.070 23.418 23.684 23.994 24.690 24.673 24.864 26.041 26.807 27.620 28.618 

Armutsgefährdungsquote nach Sozialleistungen1 nach dem Alter, Anteil in % 
Insgesamt 15,2 15,5 15,6 15,8 16,1 16,1 16,7 16,7 16,5 16,1 16,0 
unter 18-Jährige 15,2 15,0 17,5 15,6 15,2 14,7 15,1 14,6 15,4 15,2 14,5 
18- bis 64-Jährige 15,4 15,8 15,6 16,4 16,6 16,9 17,2 17,3 16,4 16,0 15,7 
65-Jährige und Ältere 14,9 15,0 14,1 14,2 15,0 14,9 16,3 16,5 17,7 17,0 18,2 
1: Sozialleistungen außer Renten und Pensionen. 

Tabelle 2: Entwicklung der Armutsgefährdungsschwelle und -quote (Quelle: Statistisches Bundesamt 2020a) 

Die Aussagekraft der Armutsgefährdungsquote ist umstritten. So wird etwa darauf hingewiesen, dass der Anteil 
der so ermittelten Armen sich auch dann nicht ändert, wenn sich das verfügbare Einkommen aller Einwohner 
des betreffenden Landes verdoppelt23 oder auch halbiert. Gleichwohl wird die statistische Größe Armutsrisiko-
quote bisweilen öffentlichkeitswirksam mit Armutsquote gleichgesetzt: „In Deutschland liegt die Armutsquote 
                                                             
16  Dittmann/Goebel 2018, S. 23. 
17  Zander/Chassé 2011, S. 4. 
18  Butterwegge 2009, S. 41. 
19  Median ist der Messwert in der Mitte, wenn man alle Messwerte der Größe nach sortiert. Insoweit unterscheidet sich der 

Median- vom Durchscnittswert, vgl. Eurostat 2012. 
20  Eurostat 2018a. 
21  Goebel/Krause 2018. 
22  Eurostat 2018b. 
23  Finkenwirth/Diemand 2017. 
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im Befragungsjahr 2016 (...) bei 16,8 Prozent für die Gesamtbevölkerung. Das bedeutet: Jede sechste Person ist 
von Armut betroffen“24. „15 Prozent der Bevölkerung leben in Armut.“25 Zu beachten ist weiter, dass bei der 
Ermittlung der Quote einzig auf das Einkommen abgestellt wird, während vorhandenes Vermögen (bspw. das 
Vorhandensein von Wohneigentum mit einhergehendem niedrigerem Bedarf) unberücksichtigt bleibt. 

Das führt (verständlicherweise) zu Kritik, insbesondere von Statistikern: „Was die Armutsquote des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbandes wirklich misst, wenn auch nur sehr unvollkommen, ist nicht die Armut, sondern 
die Ungleichheit“26. „Die Armutsrisikoquote (...) ist damit in erster Linie ein Maß der Einkommensungleich-
heit“27 Aufgrund des relativen, auf die Gesamtbevölkerung abstellenden Maßstabes verwundert es zudem 
nicht weiter, dass in Deutschland, wo „der erreichte Wohlstand vergleichsweise hoch ist, [...] auch die Armutsri-
sikogrenze auf einem relativ höheren Niveau als in anderen Ländern“28 liegt.  

Ob man diese Kritik unter Verweis auf die Armut als soziale Konstruktion einfach „ad acta“ legen29 sollte, kann 
dahinstehen. Es lohnt sich jedoch ein Blick auf die Entwicklung der Armutsgefährdungsschwelle unter Berück-
sichtigung der Preisentwicklung.  

Tabelle 3:  Entwicklung der Armutsgefährdungsschwelle, kaufkraftbereinigt (Quelle: Statistisches Bundesamt 2020a, 2020e) 

Mit anderen Worten: Es stand einem Haushalt an der Armutsgefährdungsschwelle im zeitlichen Verlauf mehr 
oder weniger Kaufkraft zur Verfügung. Das Ergebnis hängt wegen der vom Einkommen der Gesamtbevölkerung 
abhängigen Werte letztlich von der wirtschaftlichen Gesamtentwicklung ab. Es lässt sich feststellen, dass es 
nach mehreren Jahren relativer Stagnation ab 2015 (kaufkraftbereinigt) zu einem deutlichen Anstieg der an der 
                                                             
24  Aust u. a. 2018, S. 14. 
25  Gern 2013, S. 31. 
26  Krämer 2017, S. 2. 
27  BMAS 2017, VI. 
28  BMAS 2017, S. 605. 
29  Fehr 2016, S. 240. 

Soziodemographische Un-
tergliederung 

Erhebungsjahr 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Schwellenwerte für Armutsgefährdung in Euro im Jahr 2008, Folgejahre nur entspr. Preisindex erhöht 
Alleinlebende(r) 10.986 11.022 11.141 11.380 11.608 11.775 11.895 11.954 12.014 12.193 12.409 
Zwei Erwachsene mit zwei 
Kindern unter 14 Jahren 23.070 23.145 23.396 23.898 24.375 24.727 24.978 25.103 25.229 25.605 26.057 

tatsächliche Schwellenwerte für Armutsgefährdung in Euro je Jahr 
Alleinlebende(r) 10.986 11.151 11.278 11.426 11.757 11.749 11.840 12.401 12.765 13.152 13.628 
Zwei Erwachsene mit zwei 
Kindern unter 14 Jahren 23.070 23.418 23.684 23.994 24.690 24.673 24.864 26.041 26.807 27.620 28.618 

Veränderung der (Preisindex bereinigten) Schwellenwerte für Armutsgefährdung um Euro im Vergleich zu 2008 
Alleinlebende(r)  129 137 46 149 -26 -55 447 751 959 1.219 
Zwei Erwachsene mit zwei 
Kindern unter 14 Jahren 

 273 288 96 315 -54 -114 938 1.578 2.015 2.561 

Entwicklung des Verbraucherpreisindex 
2008 = 100 100,0 100,3 101,4 103,6 105,7 107,2 108,3 108,8 109,4 111,0 112,9 
Veränderung zum Vorjahr 
in  %   0,3 1,1 2,1 2,0 1,4 1,0 0,5 0,5 1,5 1,8 
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Armutsgefährdungsschwelle verfügbaren finanziellen Mittel gekommen ist, der sich für Ein-Personen-Haus-
halte auf immerhin mehr als 1.200 Euro im Jahr bzw. 100 Euro monatlich beläuft: 

Ausgeblendet werden in diesem Konzept ferner die regional sehr unterschiedlichen Lebenshaltungskosten, also 
die Kaufkraft, die mit einem bestimmten Einkommen jeweils einhergeht30; so dürften sich etwa die materiellen 
Verhältnisse einer vierköpfigen Familie trotz gleichen Einkommens in München wesentlich schlechter darstel-
len als bspw. in Pasewalk. Diese Kritik wird von den Verfechtern des Konzepts indes unter Hinweis auf das Fehlen 
von „halbwegs aktuellen regionalen Preisindices“31 abgewehrt. Auch hängt die Quote stark davon ab, ob der 
Bundes- oder der Landesmedian des jeweiligen Bundeslandes zum Maßstab genommen wird. So belegt etwa 
Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2017 mit 13,5 % einen guten 4. Platz im Bundesvergleich, wenn der Landes-
Median ausschlaggebend ist, jedoch mit 19,4 % nur einen schlechten 14. Platz, legt man den Bundes-Median 
zugrunde. Ein ähnlicher Effekt ist im internationalen Vergleich zu verzeichnen: Die Armutsgefährdungsquote 
lag in 2017 in der Slowakei mit 12,4 % deutlich unter der deutschen (16,1 %), die wiederum signifikant niedriger 
lag als im reichen Luxemburg (18,7 %). Völlig andere Werte ergäben sich, wenn man auf einen EU-weiten Ein-
kommensmedian abstellen würde. 

Wie sich das statistische Armutsrisiko zu den nach dem Deprivationskonzept maßgeblichen tatsächlichen Ent-
behrungen verhält, zeigt ein Blick auf den europäischen Vergleich. Während in den wohlhabenderen Ländern 
Europas der Anteil der Haushalte, der unter Entbehrungen leidet, deutlich niedriger ist als der (statistisch) von 
Armut bedrohte, sieht es in den ärmeren Ländern völlig anders aus. Dort kann offenbar auch ein Einkommen 
von mehr als 60 % des Medians keineswegs vor echten Entbehrungen schützen: 

 

Abbildung 1: Vergleich Armutsgefährdung und materielle Entbehrung (Quelle: Eurostat 2020b, eigene Darstellung) 

                                                             
30  Vgl. Dittmann/Goebel 2018, S. 24. 
31  Schneider/Stilling/Woltering 2017, S. 8. 
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Zuletzt sei angemerkt, dass gerade solche Personen und Haushalte, die unter den schwersten materiellen Ein-
schränkungen leben, nämlich solche, die trotz Anspruchs auf existenzsichernde Sozialleistungen diese nicht in 
Anspruch nehmen (sog. verdeckte Armut), aus den gleichen Gründen (Scham, „Illegalität“, Obdachlosigkeit) 
von der Statistik vielfach nicht erfasst werden. Deren Anteil dürfte einerseits durch die Einführung der Grund-
sicherung im Alter in 2003 zurückgegangen,32 andererseits seit der „Flüchtlingswelle“ in den Jahren 2015/2016 
und der zunehmenden Arbeitsmigration aus Ländern der südöstlichen EU33 wieder angestiegen sein.  

1.3 Qualitative Armutsmodelle 

Während die skizzierten, engen, allein an den finanziellen Mitteln anknüpfenden Ressourcenansätze den Vor-
teil überschaubarer Indikatoren und einfacher Operationalisierung zur Prüfung des Vorliegens oder Nichtvor-
liegens von Armut bieten,34 weisen sie den Nachteil auf, dass sie den tatsächlichen Einsatz, die Verwertung und 
den Umgang mit (fehlenden) Ressourcen und die sich daraus ergebenden Folgen nicht miteinbeziehen. Viel-
mehr wird die Fähigkeit, Ressourcen auch zu nutzen, einfach vorausgesetzt und die unterschiedliche Verteilung 
dieser Fähigkeit unbeachtet gelassen,35 womit die Lebenssituation Armut nur unvollständig abgebildet wird. 
Zudem finden ebenfalls bedeutsame „nichtmonetäre Ressourcen [...] wie Ausbildungsabschlüsse, Gesundheit, 
sozialer Status“36 sowie Unterstützung durch Freunde und Verwandte keine Beachtung.  Einer entsprechenden 
Ausweitung (und Aufweichung) des Ressourcenansatzes steht aber entgegen, dass die praktische Anwendbar-
keit und die Abgrenzbarkeit zu anderen Konzepten erschwert würde. 37 

Gleichwohl „finden nicht nur viele Forschende, sondern auch Menschen in Armut und Menschen, die für Men-
schen in Armut arbeiten – beispielsweise in der Sozialen Arbeit – den Ansatz, Armut nur über das Einkommen 
zu bestimmen, als unbefriedigend.“38 Vor diesem Hintergrund wurden andere, weitergehende Armutsbegriffe 
entwickelt, die in ihrer Konzeptualisierung auch die Ursachen sowie die Auswirkungen und Folgen des Armseins 
erfassen wollen.39 Bei der Entwicklung derartiger, „neuer Theorietraditionen der Armutsforschung [...] wird 
erkennbar, dass diese oftmals eng mit den historischen Gegebenheiten ihres Entstehungskontextes verbunden 
sind.“40  

Zu nennen sind hier bspw. die Lebenslagenkonzepte. Das Konzept von Armut als Lebenslage wurde entwickelt, 
um den Blick von der alleinigen Betrachtung auf (ungenügende) ökonomische Ressourcen auf Unterversorgun-
gen in anderen zentralen Lebensbereichen (etwa Wohnen, Arbeit, Ausbildung, Gesundheit, Ernährung, soziale 
Integration, soziokulturelle Teilhabe) zu erweitern.41 Es sollte „die Kumulation prekärer Lebensverhältnisse mit 
                                                             
32  Vgl. Cremer 2018, 209 f. 
33  Vgl. Loerzer 2012. 
34  Vgl. Chassé/Zander/Rasch 2007, S. 17. 
35  Dittmann/Goebel 2018, S. 24. 
36  Willke 2011, S. 72. 
37  Vgl. Dittmann/Goebel 2018, S. 23. 
38  Schuldt 2010, S. 19. 
39  Chassé/Zander/Rasch 2007, S. 17. 
40  Wagner 2017, S. 51. 
41  Vgl. Chassé/Zander/Rasch 2007, S. 18. 
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der Einkommensarmut in Verbindung“ gebracht werden.42 Es gehe bei der Betrachtung von Armut „ auch um 
den Verlust oder die starke Einschränkung der subjektiven Handlungsspielräume sowie um die Kategorien des 
subjektiven Wohlbefindens und der Zufriedenheit. In der Armutsforschung herrscht weitgehende Einigkeit dar-
über, dass das Konzept der Lebenslage das Phänomen der Armut am ehesten zu erfassen vermag.“43 Zugleich 
geht aber Einiges an Trennschärfe verloren: „Indem der Lebenslagenansatz sich unterschiedslos auf alle Prob-
lemlagen des Lebens bezieht, die in irgendeiner Form – als Folgen, als Ursachen, oder als ihr unmittelbarer 
Ausdruck – mit Armut in engem Zusammenhang stehen, begibt er sich von vornherein der Möglichkeit, den 
Begriff der Armut begrifflich und analytisch klar von den [besser: anderen] Erscheinungsformen sozialer Un-
gleichheit abzugrenzen.“44 Zudem ergeben sich erhebliche Schwierigkeiten bei der forschungspraktischen An-
wendung dieses Konzepts, da sowohl verbindliche Operationalisierungen als auch Maßstäbe zur Gewichtung 
der einzelnen Lebensbereiche und für Schwellenwerte fehlen, um „Armut als Lebenslage messbar zu ma-
chen“.45 Auch nach Butterwegge steht eine empirische Umsetzung des Lebenslagenkonzepts weitgehend aus.46 
Wilke konzediert zwar, dass mit dem Lebenslagenkonzept eine „mehrdimensionale Perspektive“ eröffnet 
werde; da die Einsicht, „[d]ass Armut nicht nur ein Mangel an Einkommen ist, sondern auch eine deprivierte, 
erschwerte Lebenslage, [...] unstrittig“47 oder mit anderen Worten eine Binsenweisheit ist, bezweifelt er jedoch 
den mit diesem „selbstreferenziell[en]“48 Konzept einhergehenden Erkenntnisgewinn: „Die Frage ist [...], was 
die Politik damit anfangen kann und soll.“49  

„Durchgesetzt hat sich in der Forschung zumindest theoretisch das Modell, Armut mit dem Begriff der 
Spiel- und Lebensräume zu beschreiben. Zum einen wird darauf Wert gelegt, eine längere Zeitperspek-
tive zu betrachten. Armut zeichnet sich nicht durch eine einmalige schwierige Einkommenssituation 
aus, sondern durch eine konstant schwierige ökonomische Lage, oft verbunden mit einer Lebensper-
spektive, die durch Verlust-, Ausgrenzungs- und Misserfolgserfahrungen geprägt ist. Es ist leicht ersicht-
lich, dass jemand, welcher [...] von staatlichen Transferleistungen lebt, während er oder sie eine Pro-
motion schreibt, eine gänzlich andere Lebensperspektive hat, als ein Mensch, der oder die im gleichen 
Alter von den gleichen staatlichen Transferleistungen abhängig ist, aber keine Ausbildung abgeschlos-
sen und auch sozial bis dahin vor allem gescheitert ist. Beide sind qua Definition arm. Aber während 
diese Situation in der Biographie der oder des Promovierenden eine Übergangssituation sein wird, in 
deren Anschluss mit hoher Wahrscheinlichkeit der Beginn einer Karriere steht, stellt sie für die andere 
Person voraussichtlich eine konstante Situation dar. Deshalb ist es in der Forschung zu Armut immer 
notwendig, die Armutssituation als Teil der Biographie eines Menschen oder einer Familie zu verste-
hen.“50  

                                                             
42  Butterwegge 2009, S. 43. 
43  Chassé/Zander/Rasch 2007, S. 18. 
44  Groh-Samberg 2009, S. 87. 
45  Zander/Chassé 2011, S. 5. 
46  Vgl. Butterwegge 2009, S. 43. 
47  Willke 2011, S. 74. 
48  Willke 2011, S. 77. 
49  Willke 2011, S. 76. 
50  Schuldt 2010, S. 19. 
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Ein weiteres Konzept ist das der „dynamischen Armutsforschung“ aus den 90er Jahren des letzten Jahrhun-
derts, in deren Zentrum die Rekonstruktion von „Sozialhilfekarrieren“ im Lebensverlauf steht.51 Empirische 
Grundlage dieses soziologischen Ansatzes waren Sozialhilfe-Akten und Interviews mit Leistungsempfängern. 
Man konzentrierte sich auf den zeitlichen Verlauf von Unterstützungsbedürftigkeit, die Armut als Lebensphase 
und die Armen als flexible soziale Gruppe, in Abgrenzung von der bislang üblichen Zentrierung auf soziale Struk-
turierungen und die Verfestigung sozialer Lagen.52 Auf diese Weise sollen das Absinken in Armut, das Aufstei-
gen aus Armut und die Dauer von Armutslagen53 betrachte werden, um biografische Verlaufstypen von Armut 
zu ermitteln. Kritisiert wird die hiermit einhergehende „Überbetonung der individuellen Faktoren sowie der 
personellen Eigenheiten von Armutssituationen“, was einer „Verharmlosung der gesellschaftlichen Armuts-
problematik Vorschub“ leiste.54 Der Biografie zentrierte Ansatz dieses Konzeptes erinnert an die bereits in den 
1930er Jahren veröffentlichte Marienthal-Studie.55  

Schließlich sei hier der Capability- oder Befähigungs-Ansatz erwähnt. In diesem, auf Amartya Sen zurückgehen-
den Konzept wird Armut als Mangel an Befähigung und/oder Verwirklichungschancen begriffen.56 Armut kann 
sich danach aus einem Mangel an individuellen finanziellen Potenzialen, an individuellen, nicht-finanziellen Po-
tenzialen (etwa Gesundheit, Bildung) oder an gesellschaftlich bedingten Chancen (in politischer, ökonomischer 
und rechtlicher Hinsicht, in Form von Schutz vor Kriminalität und ökologischen Gefahren, Zugang zu Informati-
onen) ergeben.57 Dieses ebenfalls mehrdimensionale58 Konzept „basiert [...] auf einer liberalen, vom Freiheits-
gedanken dominierten Staatsauffassung, die von einer hohen Selbstverantwortung des Einzelnen ausgeht.“59 
Obschon der Capability-Ansatz „als das derzeit umfassendste Konzept zum Verständnis von Armut anerkannt“60 
wird, ist seine Übertragbarkeit auf die hiesigen Verhältnisse schwierig.  

Während nach Sen der Staat in erster Linie die für die Verwirklichung eines Lebens ohne Armut erforderlichen 
Chancen gewährleisten sollte, obliegt es dem Staat nach der „in Deutschland dominierende[n] Staatsauffassung 
[...] selbst für jene, die ihre Chancen nicht voll nutzen, ein soziokulturelles Existenzminimum zu gewährleis-
ten.“61 Hier wird letztlich eine gesellschaftspolitische Grundfrage berührt: Sen hat klar herausgearbeitet, dass 
die Verwirklichungschancen des Einzelnen nicht nur von den gesellschaftlichen Verhältnissen, sondern auch 
davon abhängen, wie er diese nutzt, womit sich die Frage nach der „Grenze der gesellschaftlichen Verantwor-
tung“62 stellt, mit anderen Worten die ewige Frage, ob Gleichheit als Chancengleichheit oder als Ergebnisgleich-
heit zu wünschen oder zu fordern ist.63 Diese letztlich allein vom Gesetzgeber vorzunehmende Grenzziehung, 
                                                             
51  Vgl. Zander/Chassé 2011, S. 5. 
52  Vgl. Barlösius 2018, S. 42. 
53  Hauser 2012, S. 137. 
54  Zander/Chassé 2011, S. 6. 
55  Wagner 2017, S. 54. 
56  Vgl. Hübenthal 2018b, 70 f.; Dittmann/Goebel 2018, S. 28; BMAS 2017, S. 617. 
57  Vgl. Hauser 2012, S. 125; Hübenthal 2018b, S. 71. 
58  Vgl. Dittmann/Goebel 2018, S. 27. 
59  Hauser 2012, S. 126. 
60  Dittmann/Goebel 2018, S. 29. 
61  Hauser 2012, S. 126. 
62  Hübenthal 2018b, S. 72. 
63  Vgl. Hauser 2012, S. 126. 
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abhängig von seiner jeweiligen (liberalen oder sozialistischen) Grundhaltung wird (wenn auch nur bezogen auf 
das Konzept der nächsten Armutsberichterstattung der Bundesregierung) von Arndt u.a. treffend zum Ausdruck 
gebracht: 

„Staat und gesellschaftliche Gruppen können oft nur Chancen schaffen. Die Individuen entscheiden dar-
über, ob sie tatsächlich genutzt werden. Insofern dient eine [...] Unterscheidung von individuellen Po-
tenzialen und gesellschaftlich bedingten Chancen auch dazu, den Verantwortungsbereich von Gesell-
schaft und Staat [...] abzustecken.64 

Dass relative Armut nicht nur Einkommensarmut ist, sondern auch mit Ausgrenzung und einer Verminderung 
der Beteiligung am gesellschaftlichen Leben einhergeht, betont der sog. Exklusionsansatz.65 „Der Terminus so-
ziale Ausgrenzung ist [...] deutlicher als Armut politisch akzentuiert.“66 Der Blickwinkel diese Konzepts ist inso-
weit anders, als die betrachteten Individuen nicht „als Objekte analysiert [werden], denen etwas mangelt, son-
dern als Subjekte mit verhinderten Handlungsmöglichkeiten.“ 67  

Grundlegende Kritik an jeglichem Versuch, Armut in allen ihren Dimensionen „messen“ zu wollen, äußert Hau-
ser:  

„Armut kann nicht objektiv nur aufgrund statistisch erhobener Fakten festgestellt werden; denn letztlich 
stehen hinter jeder Interpretation des Armutsbegriffs und hinter jedem darauf beruhenden Messver-
fahren Wertüberzeugungen, über deren Richtigkeit im ethischen Sinn nicht allgemein gültig geurteilt 
werden kann.“68  

Gleichwohl benötigt man ein Instrumentarium, um einerseits effiziente Ansätze für eine (nach wohl allgemeiner 
Meinung notwendige) Armutsbekämpfung entwickeln und andererseits deren Wirksamkeit anhand von statis-
tikbasierten, epidemiologischen Studien überprüfen zu können. Auch wenn es zutrifft, dass jede Festlegung 
von Schwellenwerten, jede Einbeziehung oder Nichteinbeziehung einzelner Aspekte von Armut diskussionsbe-
dürftig, mehr oder weniger willkürlich und häufig umstritten ist, so ist gerade für das Sichtbarwerden und Sicht-
barmachen gesellschaftlicher Entwicklungen im zeitlichen Längsschnitt ein derartiges, zahlenbasiertes Modell 
unverzichtbar. 

Nicht unerwähnt bleiben soll – gerade im hier interessierenden Zusammenhang – zuletzt die auf Pierre Bour-
dieu zurückgehende Theorie vom kulturellen Kapital und vom „Habitus“. Hiernach unterscheiden sich die ge-
sellschaftlichen Klassen nicht nur durch ihr Einkommen und ihren materiellen Besitz voneinander, sondern auch 
oder sogar vor allem durch ihr „kulturelles Kapital“. Dieses wird untergliedert in das objektivierte Kulturkapital 
(Besitz von Büchern, Musikinstrumenten etc.), welches natürlich in engem Zusammenhang mit der Armut im 
alltagssprachlichen Sinne steht, dem institutionalisierten Kulturkapital (insbesondere formale Bildungsab-
schlüsse) und eben dem „inkorporierten Kulturkapital“, dem Habitus.69 „Der Habitus eines Menschen entsteht 
unbewusst im Herkunftsmilieu – er ist mehr als eine Rolle, er ist wie eine zweite Haut. Der Habitus geht in 
                                                             
64  Arndt u. a. 2006, S. 10. 
65  Vgl. Willke 2011, S. 17. 
66  Huster/Boeckh/Mogge-Grotjahn 2012, S. 14. 
67  Brodbeck 2005, S. 75. [Hervorh. Im Orig.] 
68  Hauser 2012, S. 123. 
69  Vgl, Kuhlmann 2012, 347 f. 
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Fleisch und Blut über und drückt sich in der Körperhaltung genauso aus wie in [...] Geschmacksfragen.“70 Bis-
weilen wird insoweit auch von sozialem Kapital gesprochen, von im Sozialisationsprozess vermittelten Einstel-
lungen sowie erlernten Handlungs- und Wahrnehmungsmustern, welche geeignet sein können, Aufstiegsver-
suche zu verhindern,71 und zwar auch dann noch, wenn das Individuum die Herkunftsfamilie längst verlassen 
hat.72 Der Habitus fungiert mithin als „Vermittler zwischen Strukturen und Handeln“.73 Es liegt auf der Hand, 
dass dieser Ansatz, wiewohl äußerst Verständnis fördernd hinsichtlich der Entstehung und insbesondere der 
Reproduktion sozialer Ungleichheit74 , für eine quantitative Armutsmessung ungeeignet ist. 

Kurz angesprochen sei schließlich der von der wissenschaftlichen Fachdiskussion unabhängige Armutsbegriff, 
wie er in der Vorstellung der Bevölkerung existiert. Hierzu liegen Erkenntnisse aus zwei in den Jahren 2011 und 
2015 im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des BMAS durchgeführten Erhebungen vor.75 
Die höchste Übereinstimmung zwischen den hier vorgestellten Armutsdefinitionen und den Befragungsergeb-
nissen findet sich danach eindeutig (mit über 95 % Zustimmung) hinsichtlich des absoluten Armutsbegriffs 
(„Einschränkungen bei grundlegenden Dingen des Lebens“).76 Auch der politisch normative Armutsbegriff („An-
gewiesensein auf staatliche Unterstützung“) findet mit knapp 90 % fast ebenso hohe Zustimmung. Eine durch 
finanziellen Mangel begrenzte gesellschaftliche Teilhabe und ein verfügbares Einkommen unterhalb der statis-
tischen Armutsrisikoschwelle (950 Euro für 2011, 980 Euro für 2015) wurde von jeweils annähernd 80 % der 
Befragten mit Armut in Einklang gebracht, wobei letzteres Kriterium in 2011 nur von etwas mehr als der Hälfte 
der Befragten bejaht wurde. Ein „niedriger sozialer Status in der Gesellschaft“ wurde hingegen in beiden Befra-
gungen nur von etwas weniger als der Hälfte der Befragten als Merkmal von Armut angesehen.77 

2 Kinderarmut 

Anhand der oben skizzierten Ansätze zur (statistischen) Definition von Armut wird regelmäßig dann von Kin-
derarmut ausgegangen, wenn der Familienhaushalt, dem ein Kind angehört, als arm im Sinne der jeweiligen 
Definition gilt.78 Das führt bisweilen zu Kritik unter Verweis auf den „rein erwerbszentriert ausgerichteten Wohl-
fahrtsstaat“, der Kinder zwinge, „das jeweilige materielle Schicksal ihrer Eltern zu teilen“, auch wenn es in den 
letzten Jahrzehnten „zu einer deutlichen Verbesserung der Beteiligung der Bevölkerungsgruppe der Kinder am 
(prekären) Wohlstand“ gekommen sei.79  

Der in derartigen Zitaten zum Ausdruck kommenden ideologischen Auseinandersetzung soll an dieser Stelle 
zunächst nicht weiter nachgegangen werden. Richtig ist aber sicherlich, dass es wichtig ist, „das Kind nicht al-
                                                             
70  Kuhlmann 2012, S. 348. 
71  Vgl. Böhnke/Dittmann/Goebel 2018. 
72  Vgl. Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 120. 
73  Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 22. 
74  Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 118. 
75  Götte 2015. 
76  Götte 2015, S. 30. 
77  Götte 2015, S. 31. 
78  Vgl. Hübenthal 2018b, S. 17; Kampshoff 2010, S. 218. 
79  März 2017, S. 21. 
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leinig als künftigen Erwachsenen zu denken, sondern auch als gegenwärtiges Gesellschaftsmitglied anzuerken-
nen bzw. Kindheit als Lebensphase aus eigenem Recht und nicht als bloße Durchgangsphase in das Erwachse-
nenalter zu begreifen [, um nicht] Kinderarmut nur als Randerscheinung oder Ursache der Armut gegenwärtiger 
Erwachsener oder rein als Bedrohung der zukünftigen (Erwachsenen-)Gesellschaft zu begreifen und dement-
sprechend eindimensional zu analysieren.“80 Es gilt, dem Kind nicht nur den Start zu erleichtern, um es (unter 
rein utilitaristischer Betrachtung) zu einem leistungsfähigen und produktiven Mitglied unserer Leistungsgesell-
schaft zu entwickeln oder (bei eher humanistischer oder auch christlicher Betrachtung) zu einem möglichst 
glücklichen, reflektierten, Selbstwirksamkeit erlebenden, autonom handelnden, körperlich und psychisch ge-
sunden Erwachsenen heranreifen zu lassen. Vielmehr ist die Vermeidung eines negativen Erlebens des Lebens-
abschnitts Kindheit als solche, ein ebenso anzustrebendes Ziel. Beides geht fraglos Hand in Hand. 

Zwar ist die Lebenslage des Kindes fraglos von der elterlichen abhängig.81 Die strikte Koppelung der Feststellung 
von Kinderarmut an das Vorliegen oder Nichtvorliegen von (relativer) Armut im Familienhaushalt lässt jedoch 
die Möglichkeit unbeachtet, dass „Eltern, selbst wenn sie ökonomisch sehr knappe Ressourcen haben, alles 
daran setzen, die materielle Situation ihrer Kinder so zu sichern, dass diese [...] weniger Benachteiligung erle-
ben als die Eltern.“82  

Die eingangs bereits erwähnte moralische Aufladung des Themas Kinderarmut und die häufig damit verbun-
dene Skandalisierung führt dazu, dass „Akteure, die auf Grund ihrer Verschiedenheit ansonsten wahrscheinlich 
beachtliche Schwierigkeiten haben, einen gemeinsamen gesellschaftspolitischen Standpunkt zu entwickeln, 
[...] sich – zumindest in ihrer Rhetorik – darüber einig [sind], dass Kinderarmut ein nicht hinnehmbarer Skandal 
ist“83. So führt etwa März (unter Berufung auf Butterwegge) aus, „dass Kinder mittlerweile diejenige Bevölke-
rungsgruppe bilden, die am häufigsten und am massivsten von Armut bedroht ist.“84 Inwieweit diese Aussage 
(2017 oder heute) zutrifft, sei trotz der (berechtigten) Kritik an der Eindimensionalität einer ausschließlich ma-
teriellen Betrachtungsweise nachfolgend zunächst anhand der aktuellsten verfügbaren Daten zur Kinderarmut 
im Sinne der oben (Kapitel 1.1 und Kapitel 1.2) dargestellten absoluten und relativen Armutsbegriffe überprüft.  

2.1 Kinderarmut unter dem Aspekt der materiellen Entbehrung 

Betrachtet man zunächst den Anteil der Haushalte, die unter erheblicher materieller Entbehrung/Deprivation 
leiden, so fällt auf, dass Haushalte mit oder ohne Kinder grundsätzlich nicht wesentlich voneinander abweichen. 
Selbst Familien (aus zwei Erwachsenen) und drei oder mehr Kindern sind nicht häufiger von Entbehrung betrof-
fen, als kinderlose Haushalte. Deutlich überdurchschnittlich betroffen sind hingegen Alleinerziehenden-Haus-
halte, wobei sich deren Rate in den acht Jahren zwischen 2011 und 2019 mehr als halbiert hat: 

                                                             
80  Hübenthal 2018a, S. 116. 
81  Vgl. Holz 2010, S. 96. 
82  Bertram 2016, S. 280. 
83  Hübenthal 2018b, S. 15. 
84  März 2017, S. 7. 
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Abbildung 2: materielle Deprivation nach Haushaltstyp (Quelle: Daten aus Eurostat 2020a (EU-SILC), eigene Darstellung) 

Innerhalb der vergangenen Dekade lässt sich eine insgesamt positive Entwicklung im Sinne eines deutlichen 
Rückgangs des Anteils der Haushalte erkennen, die unter erheblichen materiellen Entbehrungen zu leiden ha-
ben. Dieser Rückgang stellt sich bei Haushalten mit Kindern etwas deutlicher dar als für kinderlose Haushalte. 
Die für Großfamilien (zwei Erwachsene mit drei oder mehr Kindern) zu beobachtenden starken Schwankungen 
dürften auf die relativ geringe Grundgesamtheit dieses Haushaltstyps zurückzuführen sein, wobei sich der Eu-
rostat-Datenbank keine absoluten, sondern lediglich relative (Prozent-) Werte entnehmen lassen. Als wichtigste 
Einflussfaktoren auf den Indikator werden durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend zum einen die gesamtwirtschaftliche Entwicklung angegeben, zum anderen die politischen Rahmenbe-
dingungen, etwa die Förderung von (existenzsichernder) Erwerbstätigkeit, der Ausbau der Betreuungsinfra-
struktur und die zunehmende Befreiung von Kita-Gebühren sowie Art und Höhe von Sozial- und Familienleis-
tungen85, womit die gerade für Haushalte mit Kindern positive Entwicklung zumindest anteilig als Erfolg der 
Politik reklamiert wird. Schließlich dürfte die deutliche Zunahme der Zahl der Erwerbstätigen insgesamt (von 
etwa 39 Millionen im Jahr 2005 auf über 45 Millionen Anfang 202086) und insbesondere des Anteils der Er-
werbstätigen unter den Alleinerziehenden (von 64,5 % in 2005 auf 73,3 % in 201687) als konkrete Gründe für 
die festgestellten Entwicklungen zu nennen sein. 

2.2 Kinderarmut unter dem Aspekt relativer (Einkommens-)Armut 

Haushalte mit Kindern sind nach aktuellem Datenstand auch unter dem Aspekt der relativen Einkommensar-
mut nicht etwa insgesamt von einem erhöhten Armutsrisiko betroffen. Im Gegenteil weisen Haushalte aus zwei 
                                                             
85  Vgl. BMFSFJ 2019, S. 41. 
86  Statistisches Bundesamt 2020b. 
87  Hüttenhoff 2018. 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
Haushalte mit abhängigen Kindern 4,6 5,1 4,3 5,0 4,4 3,8 3,0 2,8 2,4 1,9

Zwei Erwachsene mit drei oder mehr
abhängigen Kindern 4,4 4,7 3,7 4,3 5,8 4,8 3,3 4,3 1,1 2,1

Alleinstehende Person mit abhängigen
Kindern 13,4 17,2 16,5 14,8 12,4 11,4 9,5 9,9 6,4 6,6

Haushalte ohne abhängige Kinder 4,5 5,5 5,3 5,7 5,4 4,8 4,2 3,9 3,6 3,3
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Erwachsenen und einem oder zwei Kindern sogar ein im Vergleich zu allen Haushalten deutlich unterdurch-
schnittliches (in etwa hälftiges) Armutsrisiko auf.88 Im Jahr 2018 lag hingegen – wie in allen Jahren zuvor – die 
Einkommensarmutsquote bei Alleinerziehenden mit fast 34 % besonders hoch, während sie bei Großfamilien 
aus zwei Erwachsenen und drei oder mehr Kindern mit knapp 17 %89 nur leicht erhöht war.  

Insgesamt lässt sich die Aussage von Holz aus dem Jahr 2010, wonach „breites Einvernehmen darüber [be-
stehe], dass Kinder deutlich häufiger als Erwachsene arm und armutsgefährdeter sind“90, derzeit nicht mehr 
bestätigen, wie die Zahlen in nachfolgender Tabelle für den Zeitraum seit 2011 zeigen. Danach liegt die Armuts-
gefährdungsquote für unter 18jährige seither konstant (und inzwischen deutlich) niedriger als diejenige Er-
wachsener. 

Alter 

Erhebungsjahr 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Weniger als 18 Jahre 17,5 15,6 15,2 14,7 15,1 14,6 15,4 15,2 14,5 
18 Jahre und mehr 15,3 15,9 16,3 16,4 17,0 17,1 16,7 16,3 16,3 

Tabelle 4: Quote der von Armut bedrohten Personen nach Alter in %, EU-SILC (Quelle: Eurostat 2020a) 

Ebenso wie die Rate der materiellen Entbehrung im zeitlichen Verlauf sei auch die auf Basis von EU-SILC ermit-
telte Entwicklung der Armutsgefährdungsquoten nach den unterschiedlichen Haushaltstypen nachfolgend gra-
fisch dargestellt. Auch hier wird eine für Alleinerziehenden-Haushalte tendenziell positive Entwicklung deutlich, 
allerdings weniger stark als nach absoluten Armutsmaßstäben. Die übrigen Haushaltstypen lassen keinen ein-
deutigen Trend nach oben oder unten erkennen: 

 

Abbildung 3: Entwicklung der Armutsgefährdungsquote nach Haushaltstypen (Quelle: Eurostat 2020a, eigene Darstellung) 

Bei der Interpretation dieser Daten ist allerdings stets die ein wenig willkürliche anmutende Ermittlung des 
gewichteten Äquivalenzeinkommens von Haushalten (siehe oben, unter 1.2) zu berücksichtigen. Da nach EU-
                                                             
88  Das gilt übereintimmend nach den Daten des Mikrozensus, aus dem SOEP und nach EU-SILC, zusammengefasst in einer vom 

BMAS bereitgestellten Excel-Datei: BMAS 2020. 
89  Eurostat 2020a. 
90  Holz 2010, S. 92. 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
Haushalte mit abhängigen Kindern 14,6 13,7 13,5 13,2 13,7 13,2 13,5 13,3 12,9

Zwei Erwachsene mit drei oder mehr
abhängigen Kindern 21,6 16,2 12,8 13,7 14,0 14,7 18,2 19,5 16,7

Alleinstehende Person mit abhängigen
Kindern 43,0 37,1 38,8 35,2 29,4 33,7 32,5 33,2 33,8

Haushalte ohne abhängige Kinder 16,5 17,5 18,0 18,4 18,9 19,2 18,7 18,1 18,3
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SILC im Verhältnis etwa zum Leistungsanspruch nach dem SGB II und XII Kindern nur ein relativ geringer Faktor 
(von 0,3) zugewiesen wird, kommt es sowohl für Familien mit mehreren Kindern als auch für Alleinerziehende 
zu einer Annäherung ihres Leistungsanspruchs an die Armutsgefährdungsschwelle, wie eine Beispielsrechnung 
(mit den Regelsätzen und den Wohnkosten für Rostock, jeweils für das Jahr 2018) zeigt. Während ein Alleinste-
hender mit einem SGB II-Anspruch Leistungen von ca. 71 % der nach EU-SILC maßgeblichen Armutsgefähr-
dungsschwelle und eine Familie mit zwei Kindern im Teenager-Alter etwa 73 % erhalten konnte, betrug dieser 
Anteil bei Alleinerziehenden (mit einem kleinen Kind) fast 92 %.91 Die nach einheitlichen europäischen Maß-
stäben vorgenommene Gewichtung weicht mithin gerade bei Alleinerziehenden-Haushalten deutlich von der 
nach bundesdeutschen Fürsorge-Maßstäben geltenden Gewichtung ab. 

Je nach Datenquelle ist in den letzten zehn Jahren tendenziell ein leichter Rückgang der Armutsrisikoquote für 
Kinder zu beobachten (nach den Daten von EU-SILC) oder ein mehr oder weniger ausgeprägter Anstieg, seit 
2016 gefolgt von einem gewissen Rückgang (nach Daten des Mikrozensus und des SOEP).92 Wegen der relativen 
Natur der Armutsrisikoquote bedeutet ein Anstieg dabei „nicht zwingend, dass die Kinder in Deutschland mit 
weniger Geld als in früheren Jahren auskommen müssen [vgl. hierzu etwa oben Tabelle 3], oder dass es mehr 
Kinder mit geringen finanziellen Möglichkeiten gibt. Er bedeutet aber sehr wohl, dass sich die gesamtgesell-
schaftliche Einkommensverteilung zulasten von Kindern aus Familien mit geringem Einkommen verschoben 
hat“, so der Fünfte Armutsbericht der Bundesregierung.93 Jedenfalls den Daten aus EU-SILC lässt sich aber im 
Gegenteil eine Verschiebung zugunsten von Personen unter 18 Jahren im Verhältnis zur älteren Bevölkerung 
entnehmen (siehe oben, Tabelle 4). 

In Deutschland sorgen Sozialtransfers und Familienleistungen dafür, dass die Nettoäquivalenzeinkommen von 
Haushalten mit Kindern und Jugendlichen, in denen das Erwerbseinkommen allein unterhalb der Armutsrisiko-
grenze liegen würde, über die statistische Armutsgefährdungsquote von 60 % des Medianeinkommens geho-
ben werden. So wird die Armutsgefährdungsquote der unter-18-Jährigen nach den Daten aus EU-SILC für 2018 
von gut 31 % vor Sozialleistungen auf 14,5 % nach Sozialleistungen mehr als halbiert.94 

Neben dem bereits erwähnten Armutsrisiko von Kindern Alleinerziehender wird in der Literatur regelmäßig auf 
weitere Konstellationen hingewiesen, in denen sich Kinderarmut besonders häufig zeige: Familien mit Migrati-
onshintergrund, Familien, in denen mindestens ein Elternteil arbeitslos ist, Familien mit mehr als drei Kindern,95 
sowie Familien von überschuldeten Existenzgründern, wobei eine Verschärfung des Problems jeweils dann be-
stehe, wenn nur eine niedrige bzw. keine Ausbildung vorliegt.96  

Eine Hauptursache für Kinderarmut liegt auch nach dem Fünften Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung insbesondere in der Erwerbstätigkeit der Eltern bzw. in deren Fehlen. Sind beide Elternteile berufstätig, 
                                                             
91  Dabei sind neben den Regelsätzen und ggf. dem Mehrbedarf für Alleinerziehende die maximalen Brutto-Warmmieten für 1-, 

2- und 4-Personenhaushalte gemäß Richtlinie der Hansestadt Rostock berücksichtigt, vgl. Hansestadt Rostock 2017. 
92  BMAS 2020. 
93  BMAS 2017, XXI. 
94  Eurostat 2020a. 
95  Holz 2010, S. 91. 
96  Vgl Kampshoff 2010, S. 219. 
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so beträgt das Armutsrisiko der Kinder nur rund 5 %, während es bei 64 % liegt, wenn beide Elternteile arbeits-
los sind.97 „Dabei verfestigen sich Armutslagen zeitlich umso mehr, je geringer die Berufs- und Bildungsab-
schlüsse sind“98. Der Einfluss des Bildungsstatus´ der Eltern auf die Armutsgefährdungsquote ihrer Haushalte 
und damit ihrer Kinder ist nach den Daten aus EU-SILC überhaupt von überragender Bedeutung: Ein fehlender 
Berufs- oder Schulabschluss beider Eltern führt zu einer Verdreifachung der Armutsgefährdungsquote im Ver-
gleich zu Familien mit zumindest einem Berufsabschluss (ISCED-2011 Level 3 bis 4) und zu einer Verzehnfachung 
im Vergleich zu Familien, in denen ein Elternteil wenigstens über einen Meister-Abschluss (ISCED-2011 Level 5 
und höher) verfügt.99 Damit dürfte der Bildungsabschluss der Eltern den mit Abstand stärksten Prädiktor für 
das Vorliegen von Armut(sgefährdung) von Kindern darstellen. Zu beachten ist hierbei, dass sich infolge des 
Wegfalls zahlreicher Arbeitsplätze für Geringqualifizierte das Armutsrisiko für diese seit den 1980er Jahren eher 
noch verschärft hat.100  

Einerseits sieht Lutz Anlass, „vielfach propagierte und eingeschlagene Wege aus der Kinder- und Jugendarmut 
kritisch zu sichten, vor allem angesichts einer nicht zu verleugnenden ‚Wirkungslosigkeit‘, wenn man die konti-
nuierlich hohen und sich mitunter auch weiterhin steigernden Armutsquoten betrachtet“.101 Mit den vorlie-
genden statistischen Daten lässt sich diese Aussage allerdings nicht ohne weiteres in Einklang bringen (siehe 
oben, Tabelle 2). Auch bescheinigt der Fünfte Armutsbericht der Bundesregierung, dass der Anteil der Kinder, 
die in mindestens einer der drei betrachteten Risikolagen (Erwerbslosigkeit der Eltern, geringes formales Bil-
dungsniveau der Eltern, Haushaltseinkommen unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze) aufwachsen, im Zeit-
raum von 2006 bis 2014 um 4 Prozentpunkte gesunken ist (aber immer noch bei 27,5 % liegt).102 Dass auch 
weiterhin genügend Anlass besteht, Kinderarmut und die damit einhergehenden Problemfelder anzugehen und 
insbesondere die Abhängigkeit der Lebensläufe von Kindern von der sozialen Herkunft zu vermindern, lässt sich 
also nicht leugnen. Auch die neuere World Vision Kinderstudie betont, dass sich die Herkunftsschicht „noch 
immer wie ein roter Faden durch die Lebenssituation der Kinder und die damit verbundenen Teilhabechancen 
zieht“103. 

2.3 Mehrdimensionale Modelle von Kinderarmut  

„Vor allem in Bezug auf die Armut von Kindern hat es keinen Sinn, das Einkommen zum Maß aller Dinge zu 
machen [...]. Vielmehr kommt es darauf an, möglichst präzise Informationen über die Lebensbedingungen zu 
erhalten, unter denen die Kinder aufwachsen.“104 Im Hinblick auf die besonderen, von denjenigen Erwachsener 
abweichenden Bedürfnisse von Kindern erscheint es deshalb fraglich, ob eine allein auf das Familieneinkom-
                                                             
97  BMAS 2017, XXI. Die dieser Aussage zugrundliegende Datenbasis wird allerdings nicht genannt, sodass auch keine Aussagen 

zur zeitlichen Entwicklung möglich sind. 
98  Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 9. 
99  Die jeweiligen Quoten betrugen im Jahr 2018 60,1 %, 20,2 Prozent und 6,1 %, Eurostat 2020a Die Einordnung der deutschen 

Bildungsabschlüsse in das ISCED-System (International Standard Classification of Education) folgt der Zuordnung der OECD, 
vgl. OECD 2015; Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2019, S. 132. 

100  Vgl. Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 9. 
101  Lutz 2012, S. 12. 
102  Vgl. BMAS 2017, S. 231. 
103  World Vision Deutschland e.V. 2018, S. 1. 
104  Butterwegge 2009, S. 40. 
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men abstellende Betrachtungsweise das spezifische Phänomen der Kinderarmut hinreichend erfasst, oder viel-
mehr mit einem zu engen Blickwinkel darstellt. Um „Kinderarmut statistisch greifbar zu machen, stellt die neu-
ere „kindheitsspezifische Mehrdimensionalität“105 einen vielleicht besseren Zugang dar. Auch die Autorinnen 
der AWO-ISS-Studie konstatieren, dass eine nur auf das Familieneinkommen bezogene Armutsdefinition „an 
der Lebenswelt der jungen Menschen vorbei [geht]. Daher müssen auch Dimensionen [...] einbezogen werden, 
die geeignet sind, etwas über die Entwicklung und Teilhabechancen der betroffenen jungen Menschen auszu-
sagen“106. Es gilt, „Kinder als Subjekte und Akteure im sozialen Raum [zu] betrachten“, und „Armut als Be-
schränkung der Autonomie in der aktuellen Lebensgestaltung und als Prozess allmählicher Benachteiligung bis 
hin zur sozialen Ausgrenzung, die erhebliche Auswirkungen auf den Lebensverlauf haben kann“107. Auch König 
betont: „Kinderarmut ist ein [...] mehrdimensionales Problem, das seinen Ursprung in der materiellen Unter-
versorgung nimmt und Auswirkungen auf alle Lebensbereiche von Kindern hat.“108 Die hierin zum Ausdruck 
kommende Kausalbeziehung soll erst später (unter 2.) näher betrachtet werden. 

Kinder wurden in der Bundesrepublik lange allenfalls als Ursache von Familienarmut oder als Teil einkommens-
armer und sozial benachteiligter Haushalte betrachtet, nicht aber als eigenständige Subjekte in den Blick ge-
nommen, obwohl es bereits in 1920er Jahren erste Studien gab, die gerade Kinder in ihrer spezifischen Armuts-
betroffenheit untersuchten.109 Dies änderte sich erst im Laufe der 1990er Jahre, als man begann, „Armut dezi-
diert mit Blick auf Kinder zu betrachten“110. Kinder wurden fortan von der Kindheitsforschung und ihr folgend 
auch von der Armutsforschung als eigenständige Subjekte wahrgenommen, die kindliche Wahrnehmung der 
Lebenslage und ihre Deutungs-, Bewältigungs- und Handlungsmuster zum Thema gemacht.111  

Auch im angelsächsischen Raum wurde das kindliche Wohlbefinden zunächst nur als ein Aspekt von (elterli-
cher) Armut und Arbeitslosigkeit interpretiert. Hieraus folgte die Annahme, dass eine Verbesserung der Lebens-
situation der Eltern auch das kindliche Wohlbefinden quasi „von selbst“ verbessern werde. Trotz ökonomischer 
Verbesserung der Lebenssituation der Eltern und einer geringen Arbeitslosigkeit durch den Wirtschaftsauf-
schwung der 1950er Jahren zeigte sich jedoch, dass hierdurch nicht alle Aspekte der kindlichen Entwicklung 
berührt waren; etwa die Bildung, eine angemessene Infrastruktur sowie das Lebensumfeld und die Wohnsitu-
ation von Kindern. „Materielle Armut, und gerade relative Armut, ist eben nur ein Prädiktor für soziale Un-
gleichheit.“  

Im Ergebnis dieser Erkenntnisse entwickelten sowohl die UNICEF (ausgehend von der UN-Konvention über die 
Rechte des Kindes) als auch die OECD Modelle zur Messung des kindlichen Wohlbefindens (child well being), 
welche neben der (relativen) Armut weitere strukturelle und institutionelle Faktoren mit Einfluss auf die kind-
liche Entwicklung in den Blick nehmen, insbesondere Bildung und Wohnen.112 Diese Konzepte zur Messung des 
                                                             
105  Hübenthal 2018b, S. 19. 
106  Volf/Laubstein/Sthamer 2019, S. 3. 
107  Chassé/Rahn, Peter 2010, S. 142. 
108  König 2015, S. 101. 
109  Vgl. Zander 2010, S. 111, unter Verweis auf Hildegard Hetzer: Kindheit und Armut. Psychologische Methoden in der 

Armutsforschung und Armutsbekämpfung, Leipzig 1929. 
110  Holz 2010, S. 96. 
111  Vgl. Holz 2010, S. 88. 
112  Vgl. Bertram 2016, S. 270. 
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kindlichen Wohlbefindens verabschieden sich nicht vom Modell der relativen Armut, sondern erweitern diesen 
Ansatz um Dimensionen, die die kindlichen Entwicklungsbedingungen beeinflussen und ihrerseits nur teilweise 
durch das Haushaltseinkommen beeinflusst werden. Dimensionen wie Bildung und Ausbildung, Gesundheit, 
Sicherheit und geringe Risiken im Lebensumfeld, Wohnverhältnisse und auch der schulische Kontext sind Fak-
toren, die einer staatlichen Wohlfahrtspolitik unabhängig vom individuellen Haushaltseinkommen zugänglich 
sind.113 

Kinderarmut wird im Ergebnis dieser Entwicklung heute allgemein als ein mehrdimensionales Konzept gesehen, 
das in seinen Dimensionen die einzelnen Aspekte der kindlichen Entwicklung und die sozialen Bedingungen für 
diese Entwicklung umfasst und im Rahmen einer Sozialberichterstattung für Kinder zur Verbesserung der Le-
bensbedingungen von Kindern beitragen soll114. Der Forderung von Matthies „die Armut aus einer möglichst 
authentischen Position der Kinder selbst zu betrachten und eine Analyse der Armutsfolgen aus der Perspektive 
von Kindern zum Ziel haben“, anstatt Kinderarmut lediglich als Armut von Familien mit Kindern zu betrachten, 
also aus einer Perspektive der Erwachsenen115, ist die Wissenschaft also zumindest ansatzweise nachgekom-
men.  

Allerdings bleiben auch hierbei – aufgrund der Schwierigkeit der Objektivierbarkeit nachvollziehbar – entschei-
dende Aspekte unberücksichtigt. So dürften für die Lebenswirklichkeit gerade jüngerer Kinder ganz andere Fak-
toren im Vordergrund stehen, bspw. der Umfang und die Qualität elterlicher Zuwendung und Aufmerksamkeit, 
ihre Erziehungskompetenz im Allgemeinen oder die Möglichkeit von Kindern zu freiem, ungezwungenem Spiel 
mit Gleichaltrigen. Einen Versuch, auch derartige, eher subjektiv erlebte Aspekte zu erfassen, unternimmt 
World-Vision in seinen Kinderstudien, bei denen Kinder u.a. nach ihrem „Armutserleben“ befragt werden, wo-
bei allerdings die abgefragten Items denjenigen aus dem EU-SILC Modell der materiellen Deprivation ähneln.116 
Auf die Frage, ob sie sich benachteiligt fühlen, weil die Eltern nicht so viel Geld haben, antworteten 8 % der 
Kinder mit konkreten Armutserfahrungen mit „oft“, 36 % mit „ab und zu“.117 Nach der gleichen Studie finden 
sich erhebliche schichtspezifische Unterschiede allerdings auch bei den Antworten nach der erlebten Selbstbe-
stimmung und Wertschätzung: Kinder aus ärmeren/Unterschicht-Familien erleben deutlich weniger Selbst- und 
Mitbestimmungsmöglichkeiten in der Familie118, äußern häufiger individuelle Ängste (vor schlechten Noten, 
ausgegrenzt oder geschlagen zu werden, Arbeitslosigkeit der Eltern)119 und sind deutlich häufiger mit ihrem 
Leben insgesamt unzufrieden.120  

                                                             
113  Vgl. Bertram 2016, S. 276. 
114  Bertram 2016, S. 269. 
115  Matthies 2010, S. 54. 
116  Pupeter/Schneekloth/Andresen 2018, S. 183. 
117  Pupeter/Schneekloth 2018, S. 168. 
118  Pupeter/Schneekloth 2018, S. 157. 
119  Pupeter/Schneekloth 2018, S. 167. 
120  Pupeter/Schneekloth 2018, S. 178. 
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2.4 Korrelation zwischen materieller Armut im Haushalt und weiteren Merkmalen von Ungleichheit 

Seit rund 20 Jahren beschäftigen sich die empirische Bildungs- und Gesundheitsforschung auch im Rahmen 
großer epidemiologischer Studien, wie unter anderem TIMSS, OECD, PISA und KiGGS, mit verschiedenen Teil-
aspekten kindlicher Armut121. Die umfangreiche Studienlage soll hier nur beschränkt auf einige, in meinen Au-
gen wichtigen Teilaspekten wiedergegeben werden. 

2.4.1 Geringer Bildungserfolg 

Der Bildungsabschluss eines Menschen stellt in Deutschland den wohl wichtigsten Einzelfaktor für das indivi-
duelle Armutsrisiko dar. So liegt etwa die Erwerbslosenquote seit 2005 für Personen ohne Berufsabschluss und 
mit höchstens mittlerer Reife konstant etwa vier Mal so hoch wie diejenige von Menschen mit Abschluss im 
tertiären Bereich, ganz unabhängig von der jeweiligen allgemeinen Erwerbslosenquote.122 Umso bedeutsamer 
ist die Tatsache, dass der Bildungserfolg stark von den sozio-ökonomischen Verhältnissen der Herkunftsfamilie 
geprägt wird, da hiermit eine „Vererbung“ des Armutsrisikos an die nächste Generation verbunden ist. Auch 
die Bundesregierung konzediert, dass „bis heute für Kinder von Eltern mit niedrigen eigenen Qualifikationen 
deutlich geringere Chancen des Erwerbs höherer Schul- und Berufsabschlüsse“123 bestehen. Nach den Ergeb-
nissen der Pisa-Studien hat der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg zwar abgenom-
men, ist aber noch immer eindeutig festzustellen.124 So wird die Wahl der Schulart nach einer Auswertung von 
Daten der NEPS-Studien durch das IAW in erster Linie durch den Bildungshintergrund der Eltern bestimmt, er 
„dominiert alle anderen Determinanten“.  

Abbildung 4: Wahl der Schulart in Klasse 5 in Abhängigkeit des Elternhauses (Boockmann u. a. 2015, S. 36) 

                                                             
121  Laubstein/Holz/Seddig 2016, S. 72. 
122  Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2019, S. 57. 
123  Bundestags-Drucksache 18/11050, S. 193. 
124  Schröder 2016. 

HSR = Hochschulreife 
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Wie der vorstehenden Abbildung zu entnehmen ist, zeigen die Daten den „dominierenden Einfluss des Eltern-
hauses auf die Wahl der Schulform“, wobei zum Bildungsabschluss der Eltern der stärkste Zusammenhang be-
steht. 84% der Kinder, deren Eltern beide die Hochschulzugangsberechtigung besitzen, besuchen in Klasse 5 ein 
Gymnasium, hat kein Elternteil diesen Bildungsabschluss, sind es weniger als 31%. Die Chance, ein Gymnasium 
zu besuchen, ist auch für solche Kinder schlecht, die mindestens einen arbeitslosen Elternteil haben (30%), für 
Kinder von Alleinerziehenden (27%) sowie für Kinder aus armutsgefährdeten Haushalten (23%).125 Dabei weist 
jede der genannten Risikogruppen erhebliche Überlappungen mit den jeweils anderen auf. Wie die Autoren-
gruppe um Boockmann weiter ermittelt hat, kommt auch dem objektivierten Kulturkapital (siehe oben, unter 
1.3), nämlich der Anzahl der im Haushalt vorhandenen Bücher der (erwartete) positive Einfluss auf die Wahl 
eines höheren Bildungswegs zu. „In der höchsten Kategorie (500 Bücher und mehr) ist der Besuch eines Gym-
nasiums mehr als doppelt so häufig als [sic] in der niedrigsten (weniger als 100).“126 Schließlich ist die Fähigkeit 
der Eltern von Bedeutung Unterstützung zu geben und die Zeit, die mit den Kindern verbracht wird, sowie 
soziale Kontakte und Beziehungen.127 Bemerkenswerterweise klagen gerade Kinder mit konkretem Armutser-
leben, deren Eltern oftmals erwerbslos sind, etwa doppelt so häufig darüber, dass ein Elternteil oder beide 
Eltern zu wenig Zeit für sie haben, wie Kinder aus nichtarmen Familien, trotz der hier deutlich höheren Erwerbs-
beteiligung der Eltern (29 % zu 15 %).128 

Auch wenn Opportunitätskosten bei der Entscheidung über die Schulwahl anders als noch in den 60er Jahren 
des 20. Jahrhunderts („Das Kind macht eine Lehre, damit es Geld nach Hause bringt!“) heute objektiv keine 
entscheidende Rolle mehr spielen dürften, wird aus den Ergebnissen der NEPS-Studie gleichwohl auch ein deut-
licher Zusammenhang zwischen der von den Eltern erwarteten finanziellen Belastung durch eine längere Schul-
bildung und der Schulwahl deutlich.129 Obschon die Schullaufbahnempfehlung der Grundschule von den Eltern 
in den meisten Fällen befolgt wird130, macht sich selbst dann der Bildungshintergrund der Eltern deutlich be-
merkbar, wenn eine Gymnasialempfehlung ausgesprochen wird: Haben beide Elternteile eine Hochschulzu-
gangsberechtigung, so hat ihr Kind eine um fast 10 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit, in der 6. Klasse 
auf ein Gymnasium zu gehen, als ein Kind von Eltern ohne Hochschulzugangsberechtigung, auch wenn beide 
Kinder eine Gymnasialempfehlung erhalten haben.131 Völlig anders stellen sich dagegen die Schulwahlentschei-
dungen von Migrantenfamilien dar, bei denen sich eine erhöhte Bildungsaspiration feststellen lässt: „Tatsäch-
lich wählen Migranten bei vergleichbaren Leistungen und ähnlichem sozialen Hintergrund signifikant häufiger 
anspruchsvolle Schulformen […] und weisen eine höhere Studienneigung auf als einheimische Schüler“132  

Kinder aus Haushalten mit relativ geringem Einkommen und formaler Bildung, aber auch solche mit Migrati-
onshintergrund, besuchen Kindertageseinrichtungen unterdurchschnittlich häufig. Dies hängt mit der geringe-
ren Erwerbsintensität der Eltern sowie der geringeren Anerkennung der Bedeutung frühkindlicher Bildungs- 
und Betreuungsangebote zusammen. „Allerdings hält eine gute Kindertagesbetreuung den Eltern nicht nur den 
                                                             
125  Boockmann u. a. 2015, S. 24. 
126  Boockmann u. a. 2015, S. 38. 
127  Vgl. Boockmann u. a. 2015, S. 24. 
128  Vgl. Pupeter/Schneekloth/Andresen 2018, S. 187. 
129  Vgl. Boockmann u. a. 2015, S. 24. 
130  Boockmann u. a. 2015, S. 37. 
131  Boockmann u. a. 2015, S. 43. 
132  Relikowski/Yilmaz/Blossfeld 2012, S. 113. 
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Rücken für die Erwerbsarbeit frei, sondern ergänzt die Förderung der Kinder durch die Familien. Sie bildet damit 
einen wichtigen Grundstein für einen späteren erfolgreichen Bildungsweg, der ein Weg aus der Armut sein 
kann. Dabei können von der Bildungsarbeit und dem anregenden sozialen Umfeld in Kindertageseinrichtungen 
Kinder aus Familien profitieren, in welchen die Eltern ihre Kinder nicht optimal unterstützen können.“133 

Auch in der weiteren Bildungsbiografie wirken sich diese ungleichen Ausgangsbedingungen aus. So ist der 
Sprachförderbedarf von drei- bis fünfjährigen Kindern von Eltern mit mindestens einer Hochschulzugangsbe-
rechtigung nur halb so hoch im Vergleich zu Kindern von Eltern mit höchstens einem Hauptschulabschluss. Der 
Weg auf das Gymnasium ist für Kinder aus Elternhäusern mit niedrigerem Bildungsstand schwieriger, ebenso 
wie der weitere Weg durch das Bildungssystem, das sie im Durchschnitt deutlich früher verlassen. Im fünften 
Jahr nach Ende der Schulpflicht wird jede und jeder Siebte von ihnen inaktiv, also weder in Ausbildung noch 
erwerbstätig sein. In der Vergleichsgruppe ist es nur jede und jeder Siebzehnte134. Besonders problematisch ist 
die vergleichsweise hohe Quote an Schulabbrechern oder „drop outs“ unter Schülern, deren Eltern über nied-
rige Bildungsabschlüsse verfügen135 Eine Auswertung der SOEP-Daten konnte zeigen, dass von den Vätern von 
Schulabbrechern 11,8 % ebenfalls die Schule abgebrochen und 26,8 % keine Berufsausbildung abgeschlossen 
haben (gegenüber 2,6 % und 7,3 % der Absolventen-Väter). Väter mit Abitur fanden sich nur zu 6,7 % bei den 
drop outs, aber bei 23,2 % der Absolventen.136 Eine ähnliche Situation ergibt sich bei Ausbildungsabbrüchen: 
Das Risiko hierfür ist auf mehr als das Doppelte erhöht, wenn kein Elternteil erwerbstätig ist.137 

2.4.2 Gewalt 

Die Häufigkeit, mit der Kinder und Jugendliche (in aktiver oder passiver Rolle) mit Gewalt konfrontiert sind, 
steht ebenfalls in einem deutlichen statistischen Zusammenhang zum Sozialstatus ihrer Herkunftsfamilien. Eine 
Analyse der KiGGS-Daten hat ergeben, dass Mädchen und Jungen mit niedrigem Sozialstatus im Vergleich zu 
Gleichaltrigen aus der hohen Statusgruppe sowohl häufiger Gewalt ausgeübt haben als auch als Opfer erfahren 
haben. Die Autoren betonen, dass Gewalterfahrungen einen sehr wichtigen Risikofaktor für die Entwicklung 
der körperlichen und psychischen Gesundheit darstellen.138 Zwar befürworten inzwischen 90 % der Eltern das 
Leitbild einer gewaltfreien Erziehung, wie es in Deutschland seit 2000 im BGB festgeschrieben ist. Allerdings ist 
der Gebrauch körperlicher Gewalt gerade in der Gruppe der selbst in ihrer Jugend gewaltbelasteten Eltern 
deutlich erhöht,139 so dass „nach vorsichtiger Schätzung von 2 bis 3 Mio. misshandelten deutschen Minderjäh-
rigen auszugehen ist.“140 Materielle Armut stellt zumindest dann einen Risikofaktor für Misshandlung und Ver-
                                                             
133  BMAS 2017, XXIV. 
134  Vgl. Boockmann u. a. 2015, S. 75; BMAS 2017, XXV. 
135  Vgl. Tippelt 2011, S. 148. 
136  Vgl. Hoffmann 2010, S. 34. 
137  Vgl. Boockmann u. a. 2015, S. 89. 
138  Vgl. Lampert/Kuntz/KiGGS Study Group 2015, S. 5. 
139  Vgl. Bussmann 2005, S. 5. 
140  Möller 2018, S. 927. 
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nachlässigung von Kindern dar, wenn weitere Risikofaktoren (etwa junge Eltern, geringes Bildungsniveau, Dro-
genprobleme) hinzukommen.141 Physische Bestrafung als Erziehungsmittel wird im Ergebnis einer Befragung 
von Müttern in armen Haushalten etwa zehnmal häufiger angewandt als in anderen Schichten.142 

2.4.3 Gesundheitsaspekte 

Es lässt sich ein deutlicher statistischer Zusammenhang zwischen dem sozioökonomischen Status und dem Ge-
sundheitszustand feststellen.143 So konnte etwa für Mecklenburg-Vorpommern festgestellt werden, dass ver-
säumte Vorsorgeuntersuchungen und Nichtinspruchnahme ärztlicher Hilfe sich vermehrt bei Kindern in mone-
tär ärmeren Familien zeigen.144 Auch die Daten aus den KiGGS-Erhebungen des Robert-Koch-Instituts weisen 
auf erhebliche Unterschiede in der Gesundheit der Heranwachsenden in Abhängigkeit vom sozioökonomischen 
Status hin. Alle untersuchten "Gesundheitsoutcomes" (schlechter allgemeiner Gesundheitszustand, psychische 
Auffälligkeiten, geringe körperliche Aktivität, Konsum zuckerhaltiger Getränke, Rauchen) zeigen, dass Kinder 
und Jugendliche aus Familien mit niedrigem sozioökonomischen Status statistisch deutliche Nachteile (wenigs-
tens verdoppelte Wahrscheinlichkeiten) im Vergleich zu Gleichaltrigen aus besser gestellten Familien aufwei-
sen.145 Wegen der Details sei auf nachfolgende tabellarische Darstellung verwiesen: 

 

Abbildung 5: Prävalenz der Gesundheitsoutcomes bei 3- bis 17-Jährigen (Rauchen bei 11- bis 17-Jährigen) nach der KIGGS-Studie 
(Quelle: Lampert u. a. 2019, S. 24) 

Eine systematische Literaturrecherche im Rahmen der Gesundheitsberichterstattung des Bundes hat zudem 
ergeben, dass Kinder und Jugendliche mit niedrigem sozioökonomischem Status (in reichen Ländern wie 
Deutschland) häufiger Übergewicht und Adipositas aufweisen als Heranwachsende aus hohen Statusgruppen. 
                                                             
141  Vgl. Borg-Laufs 2015, S. 321–322. 
142  Borg-Laufs 2015, S. 322, unter Verweis auf eine Studie von Hahlweg u.a. aus dem Jahr 2008. 
143  Cremer 2016, S. 129. 
144  Vgl. Groth/Michels 2015, S. 131. 
145  Lampert u. a. 2019, S. 28. 
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Insbesondere bei jüngeren Kindern sei ein niedriger Bildungsstand der Eltern als Risikofaktor anzusehen.146 
Interessanterweise ist jedoch häufiger (mindestens wöchentlicher) Konsum von Alkohol unter Jugendlichen aus 
Familien ohne Leistungsbezug deutlich verbreiteter als bei solchen aus Elternhäusern im SGB II-Bezug (37 % 
statt 16 % der 15- bis 21-Jährigen).147 Wird nur riskanter Alkoholkonsum und sog. Rauschtrinken betrachtet, 
finden sich keine bedeutsamen Unterschiede abhängig vom Sozialstatus der Jugendlichen.148  

2.5 Befunde zu kausalen Zusammenhängen oder „Armut macht krank“!? 

Alle oben (unter 2.4) dargestellten Zusammenhänge sind statistischer Natur: Die empirischen Daten treffen 
Aussagen über die Häufigkeit, mit der bestimmte Merkmale gemeinsam auftreten, mit anderen Worten über 
die Korrelation. Eine Aussage zu Ursachen-Wirkungs-Beziehungen ist hierin zunächst nicht enthalten und auch 
gar nicht ohne weiteres möglich. Erstaunlicherweise sind gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse zu derarti-
gen Kausalzusammenhängen äußerst rar, wenngleich es nicht an Meinungen mangelt. 

„Armut macht krank“ lautete etwa eine Überschrift im renommierten Deutschen Ärzteblatt149. Differenzierter 
titelte die eigentlich reißerischere Berliner Morgenpost „Kinder aus ärmeren Familien werden häufiger 
krank“150. Solche und ähnliche Presseartikel stellen – wie gezeigt zutreffend – eine statistisch signifikante Kor-
relation zwischen unterdurchschnittlichen materiellen Verhältnissen von Haushalten und dem Gesundheitszu-
stand (oder auch: Zahnstatus, Bildungsstand, Übergewicht etc.) der in diesen Haushalten lebenden Kinder dar. 
Der Leser wird dann jedoch mit den hieraus zu ziehenden Schlüssen regelmäßig allein gelassen. Impliziert und 
wohl regelmäßig so verstanden wird ein kausaler Zusammenhang derart, dass die (materielle) Armut des Haus-
halts zur Krankheit der Kinder führt. Die statistische Korrelation könnte aber natürlich ebenso gut auf einem 
umgekehrten Kausalverhältnis beruhen: Die Krankheit der Kinder führt zur materiellen Armut, etwa weil die 
Krankheitskosten vom Haushalt zu tragen sind, wie dies tatsächlich in vielen Staaten ohne kostenloses Gesund-
heitssystem der Fall sein mag. Schließlich kommt als dritte Erklärungsmöglichkeit für die statistische Korrelation 
eine gemeinsame Ursache für beide Phänomene in Betracht, also ein (noch unbekannter) Faktor, der sowohl 
die materielle Haushaltsarmut als auch die Krankheit der Kinder verursacht. Dementsprechend vorsichtig for-
muliert etwa Kuhlmann, wenn sie vom „Zusammenhang von ungleichen materiellen Ressourcen und den sie 
verursachenden oder auf sie folgenden Bildungsmängeln“151 spricht. 

Will man nach Wegen suchen, die Häufung von Krankheit (oder anderer in armen Familien gehäuft beobachte-
ter nachteiliger Befunde) bei den Kindern zu bekämpfen, kommt der Kausalfrage jedoch entscheidende Bedeu-
tung zu: Liegt es an den fehlenden Geldmitteln, wäre das Mittel der Wahl die Zurverfügungstellung zusätzlicher 
Geldmittel. Verursacht die Krankheit die materielle Armut, wäre eine kostenlose staatliche Gesundheitsversor-
gung das geeignete Mittel. Ist schließlich eine dritte, wie auch immer geartete Ursache für beide Phänomene 
verantwortlich, wäre diese zunächst zu ermitteln und die Gegenmaßnahmen auf sie auszurichten. 

                                                             
146  Lehmann u. a. 2020. 
147  Bundestags-Drucksache 19/17358, S. 6. 
148  Vgl. Lampert/Kuntz/KiGGS Study Group 2015, S. 8. 
149  Richter 2000. 
150  Ohne Autor - dpa 2020. 
151  Kuhlmann 2012, S. 342. 



 

24 

Das materielle Wohlbefinden wird in der Regel an die relative Armut des elterlichen Haushalts gebunden. Es 
sagt aber, wie schon kritisiert, wenig darüber aus, ob und inwieweit Kinder tatsächlich die Konsequenzen der 
materiell schwierigen Situation der Eltern erleben bzw. erleiden, z.B. wenn die Eltern die zur Verfügung stehen-
den Mittel innerhalb des Haushalts im Wesentlichen kindzentriert ausgeben152. 

„Bildungs- und Kulturarmut begründen […] keine Armutskultur, sondern sind primär Folge materieller Entbeh-
rungen“153, so behauptet mit Verve Butterwegge, ohne allerdings hinreichende empirische Belege für seine 
Behauptung folgen zu lassen. Wie oben (unter 2.4.1) gezeigt korrelieren (u.a.) unterdurchschnittliche Bildungs-
verläufe stark mit unterdurchschnittlichen Einkommenssituationen in den Herkunftsfamilien, noch stärker je-
doch mit deren eigenem Bildungsniveau. Die beobachtete Korrelation ersetzt aber nicht die Feststellung eines 
ursächlichen Zusammenhangs und zwar gerade zwischen der materiellen Armut als Wirkursache und dem nied-
rigen Bildungserfolg der Kinder als Folge. Es besteht (ohne hinreichende empirische Forschung) die Gefahr ei-
nes klassischen Fehlschlusses: Cum hoc ergo propter hoc, also dem Fehlschluss vom gemeinsamen Auftreten 
zweier Merkmale auf die kausale Verursachung des einen durch das andere Merkmal. Armut macht krank oder 
Krankheit macht arm? Armut verhindert eine gute Bildung oder mangelnde Bildung führt zu Armut?  

In der Epidemiologie spricht man dann von einem sog. Confounder bzw. einer Störvariablen, wenn ein Merkmal 
unbeachtet bleibt, sodass fälschlich ein anderer Faktor als kausal für den interessierenden Endpunkt aufgefasst 
wird, was einen bestehenden Zusammenhang vortäuschen oder auch verwischen kann.154 Im vorliegenden 
Zusammenhang besteht also die Gefahr, dass die „spezifische Problemlage ‚Armut‘ [...] verwischt [wird, wenn 
sie] als Sammelbegriff für alle benachteiligenden Lebenslagen von Kindern verwendet“155 wird. So ist bspw. der 
Forschungsstand hinsichtlich der Frage nicht eindeutig, ob der beobachtete Zusammenhang zwischen Arbeits-
losigkeit der Eltern und geringem Bildungserfolg der Kinder „kausal auf Arbeitslosigkeit oder auf andere Fakto-
ren zurückzuführen ist, die sowohl auf das Arbeitslosigkeitsrisiko als auch den Bildungserfolg wirken.“156 

Das ist eine ideologisch hoch aufgeladene Frage, quasi „vermintes Terrain“. Die gesamte, inzwischen äußerst 
umfangreiche Literatur zum Thema „Kinderarmut“ weist ein auffälliges Meideverhalten auf, wenn es um die 
klare Benennung von Ursachen-Wirkungs-Beziehungen in diesem Zusammenhang geht. Eine kausale Verursa-
chung all jener oben dargestellter Problemdimensionen durch materiellen Mangel wird in aller Regel weder 
behauptet noch ausdrücklich negiert. Untersuchungen oder auch nur Vermutungen zu dieser zentralen Frage 
sind die Ausnahme. Selbst dann, wenn mehr oder weniger deutlich von „Armutsfolgen“ gesprochen wird, bleibt 
die eigentlich logische Konsequenz – die Forderung nach einer massiven Ausweitung der staatlichen Fürsorge-
leistungen – meist aus. Auch das oben wiedergegebene Zitat von Butterwegge übt zwar zunächst (zu Recht) 
Kritik an einem polemischen Pressebericht: 

„Mit mehr Sozialknete kann man die Benachteiligung nicht wirksam bekämpfen. Bekäme jede arme 
Familie 200 oder 300 Euro mehr Stütze im Monat, würden sich dadurch ihre Aussichten auf einen Job, 

                                                             
152  Vgl. Bertram 2016, S. 282. 
153  Butterwegge 2008, S. 27. 
154  Vgl. Bundesamt für Strahlenschutz. 
155  Holz 2010, S. 97. 
156  Lohmann/Groh-Samberg 2017, S. 626. 
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auf ein selbstbestimmtes Leben, auf bessere Aufstiegschancen ihrer Kinder keinen Millimeter verbes-
sern. Die Erfahrung zeigt: Das würde nur den Umsatz bei McDonald’s erhöhen.“157 

Nachfolgend beschränkt sich Butterwegge jedoch auf die oben zitierte Behauptung eines Kausalzusammen-
hangs zwischen materieller Entbehrung und Armutskultur und auf eine Zurückweisung des in dem McDonalds-
Zitat anklingenden Schuldvorwurfs. Dass aber eine Erhöhung der monatlichen Sozialleistung um 300 Euro (oder 
einen beliebigen anderen Betrag) allein nennenswert zur Lösung des Problems beitragen würde, behauptet 
indes auch Butterwegge nicht. 

Für die Entwicklung wirksamer Konzepte, um Kindern möglichst effektiv Hilfe sowohl in der Kindheit selbst als 
auch für ihre spätere Entwicklung zukommen zu lassen, ist die Ursachenfrage jedoch von grundlegender Be-
deutung. Pointiert formuliert: In Familienhaushalten, die nach der statistischen Definition als arm gelten, lassen 
sich wie oben dargestellt signifikant erhöhte Werte für eine Anzahl „negativer“ Merkmale feststellen: schlech-
ter allgemeiner Gesundheitszustand, psychische Erkrankungen, Alkohol- und/oder Drogenabhängigkeit, Ge-
walt, unterdurchschnittlicher Bildungsstand, Adipositas etc. pp. Um eine wirksame Bekämpfung all dieser Prob-
leme zu entwickeln, muss man zuvor die Frage beantworten, ob diese Probleme deshalb auftreten, weil die 
Haushalte arm sind, oder ob die Haushalte arm sind, weil sie all diese Probleme haben. Ist Übergewicht eine 
Folge bzw. ein Ausdruck von mangelnden finanziellen Mitteln? Das wird man ohne eingehende empirische Be-
funde kaum behaupten können. Nach Lehmann u.a. hat eine Auswertung der vorliegenden Literatur ergeben, 
dass geringes gesundheitsbezogenes Wissen und unzureichende Gesundheitskompetenzen einen gesundheits-
förderlichen Lebensstil (z. B. eine ausgewogene Ernährung) erschweren. Eine andere ausgewertete Arbeit ma-
che geringe finanzielle Ressourcen und den hierdurch erschwerten Zugang zu körperlich aktiven Freizeitbe-
schäftigungen und gesunden Lebensmitteln verantwortlich.158 Die Untersuchungen zu den durchschnittlichen 
Kosten einer gesunden, sog. vollwertigen Ernährung im Vergleich zu einer „üblichen“, soll heißen ungesunden 
und Wohlstandkrankheiten wie Adipositas und Diabetes fördernden Ernährung159 legen einen derartigen Kau-
salzusammenhang allerdings nicht nahe.  

Dabei ist vorsorglich zu betonen, dass es hier keineswegs um Schuldzuweisungen oder darum geht, moralische 
Entrüstung des einen oder anderen Lagers auszulösen, sondern vielmehr um die Entwicklung wirksamer Kon-
zepte. Lutz und Frey führen in diesem Zusammenhang in dankenswerter Klarheit aus: 

„Das heißt [...] nicht, und das muss vorab erwähnt werden, dass einzig die Familien und ihre Alltags-
muster daran „schuld“ sind, ob Armut, Benachteiligung, Prekarisierung und Erschöpfung Folgen haben 
oder nicht. Es geht nicht um Schuld, es geht um Analyse, um zu verstehen und um adäquate Maßnah-
men zu platzieren. Handeln lässt sich generell nicht als individuelle Schuld diskutieren, es ist immer auch 
ökonomisch und gesellschaftlich bedingt, und als Familienklima ist es abhängig von weiteren Bedin-
gungen wie Bildung und sozialen Netzwerken, die jenseits der einzelnen Verantwortlichkeit ebenfalls 
ungleich verteilt sind.“160  

                                                             
157  Wüllenweber, zitiert nach Butterwegge 2008, S. 27. 
158  Lehmann u. a. 2020. 
159  Vgl. Wagner/Gedrich/Karg 2008; Mertens u. a. 2008. 
160  Lutz/Frey 2012, S. 8. 
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Auch in umgekehrte Richtung ist vor Verallgemeinerungen zu warnen, worauf zu Recht eine Praktikerin im In-
terview hinweist: „Wenn Kinder arm oder von Armut bedroht sind, bedeutet das nicht, dass es ihnen automa-
tisch schlechter geht oder dass sich ihre Eltern nicht um sie kümmern. Im Gegenteil: Kindesmissbrauch oder 
Vernachlässigung gibt es in jeder Gesellschaftsschicht und stehen nicht zwingend in Zusammenhang mit 
schwierigen finanziellen Verhältnissen [...]. Bei einem geringen Einkommen müssen Familien ganz andere Prio-
ritäten setzen. Ich kenne viele alleinerziehende Mütter, die alles dafür tun, ihren Kindern eine gute Bildung und 
Erziehung zu ermöglichen“.161 

Ob es vor diesem Hintergrund sinnvoll ist, ein „mehrdimensionales Armutskonzept“ zu entwickeln, in dem prak-
tisch alle vorgenannten Problemfelder aufgehen (oder „versteckt werden“?), ist eine vielleicht provokante, aber 
nicht einfach von der Hand zu weisende Frage. Der Versuch von Zander und Chassé diese Kritik zurückzuweisen 
gerät bei genauer Betrachtung gerade zu ihrer Bestätigung: 

„Mit der Erweiterung des Blickwinkels sollte keineswegs eine Akzentverschiebung eingeleitet werden, 
welche die ökonomische Ursache von Armutslagen aus dem Auge verlieren lässt. Die damit erfassten 
Defizite und Handlungsbeschränkungen in Bereichen wie Ernährung, Bildung, Wohnen etc. sind letztlich 
doch Auswirkungen der beschränkten finanziellen Mittel, über die jemand verfügt. Zwar können Rest-
riktionen in diesen Lebensbereichen auch bei ausreichender ökonomischer Ausstattung auftreten (etwa 
Wohlstandsvernachlässigung, Ernährungsarmut, Bewegungsarmut, Kontaktarmut etc.); diese Phäno-
mene sind aber nicht Gegenstand der Armutsforschung.“162 

In einem Staat mit kostenloser Gesundheitsversorgung und kostenlosem Bildungssystem drängt es sich nicht 
ohne weiteres auf, die beobachteten statistischen Zusammenhänge zwischen Einkommensarmut einerseits 
und unterdurchschnittlicher Gesundheits- und Bildungssituation andererseits ausschließlich oder in erster Linie 
auf die Einkommensarmut zurückzuführen. Es muss vielmehr nach den Gründen dafür gesucht werden, warum 
Angehörige armer Haushalte die zur Verfügung stehenden Bildungs- und Gesundheitsangebote nicht in glei-
chem Maße nutzen, wie nicht arme Haushalte. Ideologische Scheuklappen und eine „Moralisierung sozialer 
Ungleichheit“163 erscheinen hierbei ebenso wenig hilfreich wie ein Gerede „vom moralisch verwahrlosten Lum-
penproletariat“164. Aber auch vermittelnde Ansätze, die materielle, psychosoziale und verhaltensbezogene Er-
klärungsansätze als sich gegenseitig beeinflussende intermediäre Mechanismen gemeinsam betrachten wollen 
und „ein komplexes Zusammenspiel verschiedener  struktureller, kontextueller und individueller Faktoren“ be-
tonen165, tragen außer sprachlicher Redundanz nicht viel zur Problemlösung bei. 

Auch wenn die US-amerikanische These von der welfare trap („Welfare is a narcotic, a subtle destroyer of the 
human spirit.”166) in Deutschland nicht wohlgelitten ist und die von der Rot-Grünen Bunderegierung unter 
Schröder angestoßenen sog. Hartz-Reformen (Agenda 2010) gerade in der sozialpädagogischen bzw. sozialar-
beiterischen Literatur weithin als Musterbeispiel neoliberalen Sozialabbaus gelten, hilft ein bloßer Verweis auf 
strukturelle Ursachen von Problemen m.E. nicht wirklich weiter. Die Lösung kann – zumal in einer demokratisch 
                                                             
161  Hinkl 2020. 
162  Zander/Chassé 2011, S. 5. 
163  So die Überschrift eines eigenen Kapitels in Chassé 2010, 18 ff. 
164  Galuske, zitiert nach Chassé 2010, S. 23. 
165  Vgl. Lampert 2018. 
166  Roosevelt zitiert nach Reagan, zitiert nach Lagomarsino 2020, S. 2; vgl. auch Wagner 2017, S. 11. 
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verfassten Gesellschaft – kaum in dem nächsten sozialtechnischen Großexperiment gesucht werden, zumal: 
„Das zur Anwendung einer Sozialtechnik im großen Maßstab nötige soziologische Wissen existiert einfach 
nicht.“167 Im Sinne von Popper sollte meines Erachtens der „utopischen Sozialtechnik“, die die Gesellschafts-
ordnung im großen Stil umplanen und umbauen will, der rationalere Ansatz der „Sozialtechnik der Einzelprob-
leme“ vorgezogen werden.168 Hierdurch wird auch vermieden, dass "dem Skandal der Armut [...] mehr öffent-
liche Aufmerksamkeit geschuldet wird als den Konzepten zur Überwindung von Armut."169 

Im Ergebnis spricht also viel dafür, dass materieller Mangel zwar ein, aber nicht der entscheidende Faktor für 
die in armen Familien in erhöhtem Maße auftretenden negativen Merkmale in der Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen ist. Im „mehrdimensionalen Armutsbegriff“ spielt Armut im alltagssprachlichen Sinne zumin-
dest als Wirkfaktor eine wohl eher untergeordnete Rolle. Stattdessen liegt es näher, das Merkmal „niedriger 
Bildungsstand“ als den zentralen Marker anzusehen, der neben den in Kapitel 2.5 beschriebenen Merkmalen 
auch das Merkmal Armut im engeren Sinne wesentlich befördert.  

Diese Vermutung dürfte letztlich auch von den zahlreichen Autoren geteilt werden, die als wichtigstes Mittel 
zur Bekämpfung von Kinderarmut auf Bildungsmaßnahmen im weitesten Sinne setzen, sei es im Sinne eines 
Ausbaus und einer Qualitätsverbesserung in der frühkindlichen Bildung, einer Ausweitung von Ganztagsschu-
len oder einer gezielten Förderung gerade von „Arbeiterkindern“170 bei der Erlangung höherer Bildungsab-
schlüsse. Ideologische Grabenkämpfe und boshafte Unterstellungen tragen hierbei nicht zur Lösung des Prob-
lems bei. Wenn etwa formuliert wird, diejenigen, die einem besseren Zugang zu Bildung den Vorrang gegenüber 
höheren Transferleistungen einräumen, betrachteten „Armut und Unterschichtszugehörigkeit und ihre Auswir-
kungen auf Kinder, abstrahiert von den sozioökonomischen Bedingungen, z.B. vom Zusammenhang mit Dauer-
arbeitslosigkeit, primär als Folge der Verhaltensweisen der betroffenen Menschen, ihrer ‚Unterschichtskultur‘ 
[...] und [ordneten] damit letztlich ihnen die ‚Schuld‘ für ihre Situation zu[...]“171, so fördert man hierdurch noch 
nicht einen besseren Zugang armer Kinder zur Bildung. Naheliegende Kausalzusammenhänge zu verschweigen 
oder nicht belegbare Kausalzusammenhänge zu behaupten oder (etwa durch die Verwendung multidimensio-
naler und letztlich kaum mehr greifbarer Armutsbegriffe) zu suggerieren, kann aber den Weg hin zu wirksame-
ren Instrumenten zur Problembewältigung verstellen, Widerstände in der als „neoliberal“ diffamierten Politik 
wecken und last not least die durchaus vorhandenen positiven Ergebnisse langjähriger sozialarbeiterischer Be-
mühungen in der Kinder- und Jugendhilfe negieren, was der Motivation der dort Tätigen kaum förderlich ist. 

Wenn etwa Sting als mögliche Maßnahmen zur Verminderung der Belastung durch (passive wie aktive) Gewalt-
erfahrungen in sozial belasteten Milieus „einerseits sozialpolitische Maßnahmen zur Verringerung der unglei-
chen Einkommensverteilung [... a]ndererseits [...] Maßnahmen zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts in 
sozial benachteiligten Wohnregionen und Nachbarschaften“172 erwägt, wird eine Kernfrage des sozialarbeite-
rischen Selbstverständnisses berührt: Inwieweit haben sich sozialarbeiterische Theorie und Praxis mit den ge-
sellschaftlichen Grundgegebenheiten, etwa dem kompetitiven Charakter der bundesdeutschen Wirtschafts- 
und Sozialordnung und der damit einhergehenden Ungleichheit, abzufinden und sich bei der Erarbeitung von 
                                                             
167  Popper 1975, S. 330. 
168  Popper 1975, S. 320. 
169  Lutz 2015, S. 12. 
170  Vgl. Daniel u. a. 2015. 
171  Weiß, zitiert nach Butterwegge 2008, S. 27. 
172  Sting 2018, S. 908. 
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Problemlösungsansätzen auf „symptombezogene“ Maßnahmen zu beschränken? Oder sollte es vielmehr ihre 
Aufgabe sein, mit dem Finger auf die „eigentliche Ursache“ der Probleme zu deuten, fundamentale Kapitalis-
muskritik zu äußern und die (vom demokratisch legitimierten Gesetzgeber festgelegten) strukturellen Gege-
benheiten unserer Gesellschaft als solche anzuklagen? 

Ich will dieser Frage an dieser Stelle nicht vertieft nachgehen. Es sei lediglich angemerkt, dass auch eine Ent-
scheidung für die pragmatischere erste Option keineswegs gleichbedeutend mit einer Zuweisung von Schuld 
oder Verantwortung an die von Armut Betroffenen sein muss bzw. darf. Ganz ungeachtet der Tatsache, dass die 
Annahme, in einer weniger wettbewerbsorientierten, gleicheren Gesellschaft verschwänden prekäre Familien-
verhältnisse gleichsam von allein, einer empirischen Grundlage entbehren dürfte, stellt „Abgehängtsein“ auch 
in unserer tatsächlichen Gesellschaft keinen vorwerfbaren Makel, sondern einen Anlass für Hilfe dar. Wie diese 
Hilfe möglichst wirksam und effizient zu gestalten ist, ist m.E. die Frage, der sich sozialarbeiterische Forschung 
und Praxis in erster Linie widmen sollten. Will man Antworten hierauf finden, erscheint es wenig hilfreich, die 
ohnehin zu wenigen empirischen Befunde durch schlagzeilenträchtige Titel wie „Armut macht Kinder und Ju-
gendliche psychisch krank“ zu vernebeln. Die in der genannten Arbeit als tatsächliche Krankheitsursachen fest-
gestellten Faktoren wie Gewalterfahrungen, Demütigungen und Traumata in der frühen Kindheit173 werden 
sich im Zweifel nicht durch eine (auch deutliche) Erhöhung des Regelsatzes vermeiden lassen. 

Meine eigene, mehrjährige Berufserfahrung in der Arbeit mit Migrantenfamilien zeigt mir vielmehr, dass es 
vielen Familien unter den wirtschaftlichen Bedingungen des AsylbLG, die noch deutlich defizitärer sind als nach 
dem SGB II und XII174, durchaus gelingt, ihren Kindern eine gute und sichere Basis für ihre Entwicklung zu bieten, 
alles nur Erdenkliche für ihre Schullaufbahn zu unternehmen und sie bei der ohnehin schwierigen Integration 
in eine völlig fremde Kultur zu unterstützen, auch wenn den Eltern selbst der eigene Spracherwerb und eine 
Integration in den Arbeitsmarkt schon aus Altersgründen nur wesentlich schwerer und oft auch nur sehr be-
dingt möglich war. Diese Beobachtung würde die sog. Immigrant Optimism-Hypothese stützen, „welche betont, 
dass sich Migranten durch einen besonderen Aufstiegswillen von der autochthonen Bevölkerung unterschei-
den. [...] Während sich die erste Einwanderergeneration [...] häufig in niedrigen Berufspositionen im Zielland 
platziert, werden die Aufstiegserwartungen auf die nächste Generation projiziert. Eigene unerreichte Bildungs- 
und Berufsziele sollen somit durch die Kinder nachgeholt werden".175  

3 „Transmissionsfamilien“ 

Auch wenn sich die These von der Wohlfahrts-Falle (welfare trap) anhand empirischer (SOEP)Daten nicht in 
breitem Maße bestätigen lässt176, gibt es gleichwohl Familien, die über mehrere Generationen hinweg auf So-
zialhilfeleistungen angewiesen sind,177 in denen sich Armut massiv verfestigt, auch wenn diese Familien auch 
                                                             
173  Köttgen 2008, S. 127. 
174  Leistungen auf Sozialhilfeniveau wurden bis 2015 erst nach vierjährigem Bezug gewährt und auch das nur, wenn die Behörde 

nicht annahm, dass die Dauer des Aufenthalts von den Betroffenen rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst worden ist, etwa 
wenn die Einreise ohne gültige Personalpapiere erfolgt war, vgl. § 2 AsylbLG in der Fassung vom 19.08.2007. 

175  Relikowski/Yilmaz/Blossfeld 2012, S. 114. 
176  Vgl. Wunder/Riphahn 2011, S. 24 ("our analysis does not indicate a general failure of the welfare system in the sense that it 

creates a welfare trap"). 
177  Wagner 2017, S. 10. 
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unter den Leistungsbeziehenden eine kleine eher Randgruppe darstellen.178 Oftmals ist von sog. Multiprob-
lemfamilien179 die Rede, während Lutz den weniger wertenden Begriff der „erschöpften Familien“180 geprägt 
hat; schließlich wird von „Familien in chronischen Strukturkrisen"181 gesprochen, um den Typos einer Familie 
zu charakterisieren, der in der Praxis vermutlich in fast jeder Kommune, nicht nur im Kreis von Sozialarbeitern 
bekannt ist: Familien, in denen bereits die Eltern gravierende Defizite in ihrer Sozialisation und Bildungserfah-
rung aufweisen und existentielle Probleme in allen Lebensbereichen bestehen, sodass die Familie in einer dau-
ernden Krise lebt. Viele SozialarbeiterInnen in der Kinder- und Jugendhilfe betreuen heute die Kinder und En-
kelkinder ihrer ehemaligen Klienten und Klientinnen.182 Nach Ansicht einiger Sozialpädagogen verfügen diese 
Familien nicht über das notwendige Eigenpotential zur Veränderung ihrer Lebenssituation, sodass auch eine 
SPFH nicht erfolgversprechend sei.183 Begriffe wie Fatalismus, Handlungsohnmacht, „erlernte Hilfslosigkeit“ 
und „kurzfristige Bedürfnisbefriedigung“ sind weitere Schlagwörter, mit denen in der Forschung relativ einhellig 
das Klima in Familien beschrieben wird, die sehr lange Zeit von Sozialleistungen leben. Ich will im Folgenden 
zur Betonung des generationenübergreifenden Phänomens von Transmissionsfamilien sprechen. 

Obschon sich die Häufigkeit, mit der Kinder, die im Sozialleistungsbezug aufgewachsen sind, selbst als Erwach-
sene dauerhaft Sozialleistungen beziehen, mithilfe der verfügbaren Daten nicht eindeutig bestimmen lasse, 
bestehe  in den Sozialwissenschaften „ungebrochene Einigkeit“, „dass ein Aufwachsen in Armut die Chancen 
und Kompetenzen für eine erfolgreiche Lebensführung einschränkt“184. Die Magdeburger Soziologen Ohlbrecht 
und Reim gehen von einer marginalisierten Gruppe aus etwa 7-10 % der Bevölkerung, einer „Zone des Aus-
schlusses“, die dauerhaft in langanhaltender Armut lebt, und deren „Armutskarrieren [...] auf die nachfolgen-
den Generationen überzugreifen“ drohen.185 Ich halte diese Zahl für eindeutig zu hoch gegriffen. Auch wenn 
der Begriff des „Langzeitleistungsbeziehenden“ mit den hier betrachteten, aus mehreren Personen bestehen-
den Transmissionsfamilien nicht gleichgesetzt werden kann, bieten die von der Bundesagentur für Arbeit ver-
öffentlichten Statistiken doch immerhin einen ersten Anhaltspunkt. Hiernach hat die Zahl der Langzeitleistungs-
beziehenden mit einem Leistungsbezug von 4 Jahren und länger in den Jahren 2015 bis 2020 zwischen 1,7 und 
2 Millionen gelegen.186 Hierzu ist zwar die Zahl der dem Haushalt angehörenden, noch nicht erwerbsfähigen 
Kinder und etwaige SGB XII-Leistungsbezieher hinzuzurechnen. Andererseits ist der große Anteil der Singles 
(etwa 40 % der Langzeitleistungsbeziehenden), die zumindest keine „Transmissionsgefahr“ mit sich bringen, 
ebenso außer Betracht zu lassen wie zahlreiche Bedarfsgemeinschaften, die zwar als sog. Aufstocker Leistungen 
beziehen, gleichwohl aber keine typischen Merkmale der hier betrachteten Transmissionsfamilien aufweisen.  

Ganz unabhängig von der absoluten Zahl der Betroffenen stellt sich aber die Frage nach den „familienbiografi-
schen Prozessen der Herausbildung von Generationen in Armut“187, nach den „Mechanismen der Reproduktion 
                                                             
178  Wagner 2017, S. 45. 
179  Conen 2011, S. 434; Jaede 2011, S. 462. 
180  Zugleich der Titel des von ihm herausgegebenen Sammelbands, Lutz/Frey 2012. 
181  Peters 2012, S. 260. 
182  Wagenblass 2015, S. 308. 
183  Vgl. Nielsen u.a., sowie Helming u.a., jeweils zitiert nach Peters 2012, S. 260. 
184  Schiek/Ullrich 2019, S. 27. 
185  Ohlbrecht/Reim 2016, S. 131. 
186  Bundesagentur für Arbeit 2020. 
187  Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 3. 



 

30 

des kulturellen Generationenverbunds in dauerhaft unterversorgten Familien“188, vor allem aber danach, „wie 
dieser intergenerationelle Teufelskreislauf durchbrochen werden kann.“189 

Zu den Ursachen der „Vererbung“ von Armut lautet eine These, die Schiek und Ullrich als psychosozialen Ansatz 
bezeichnen, „dass mit zunehmender Dauer des Leistungsbezugs Selbstvertrauen und Selbsthilfefähigkeit 
schwinden und sich Langzeitarbeitslose resignativ in einem Leben mit der Wohlfahrt samt ihren Kontrollen und 
ihrer Bevormundung einrichten (welfarization). „Erlernte Hilflosigkeit“ ist ein prominentes Stichwort für diese 
Annahme, bei der sich das „Klima“ der Hoffnungslosigkeit auch auf die Kinder übertrage.“190 Je nach Betrach-
tungsweise werden die Ursachen und Verantwortlichkeiten für den Verbleib in Armut entweder bei den Trans-
missionsfamilien selbst („Kultur der Armut“) oder in strukturellen Verhältnissen gesucht, denen die Familien 
hilflos ausgeliefert seien.191 So wird etwa vertreten, dass sich Menschen in Armut deshalb nicht die ganze Zeit 
damit beschäftigen, diese Situation zu verlassen, „weil sie ihrer Lebenserfahrung folgen.“192 Hier handelt es 
sich letztlich um einen ins Negative verkehrten „Prozess der sozialen ‚Vererbung‘ inkorporierten Kulturkapitals“, 
um eine Übernahme des elterlichen Habitus´ durch die Kinder.193 

Kennzeichnend für Transmissionsfamilien ist vielfach ein Rückzug in die Kernfamilie, eine Beschränkung der 
Sozialkontakte auf die Familie194 im Sinne einer „Symbiotische[n] Schließung“195. Biografische Entwicklungen 
und Probleme werden oftmals als schicksalhaft, der eigenen Einflussnahme entzogen wahrgenommen, so das 
Ergebnis einer biografischen Untersuchung zu Drei-Generationen-Familien in M-V; bürokratische Strukturen 
erschienen als undurchschaubar, es herrsche ein „Erklärungsfatalismus“196. Aufgrund von negativen Erfahrun-
gen, die selbst oder von Menschen aus dem Umfeld gemacht wurden, werden Hilfeangebote selbst in Krisen 
nicht aktiv eingefordert, sondern stattdessen eher abgewehrt.197 Trotz im Detail unterschiedlicher wissen-
schaftlicher Erklärungsansätze ist davon auszugehen, dass bei der familialen Transmission vor allem die soziale 
Vermittlung von solchen Fertigkeiten, Kenntnissen und Werthaltungen im Vordergrund steht, die „den Anfor-
derungen des Bildungssystems und des Berufs- und Arbeitsmarkts nicht (mehr) entsprechen“198.  

3.1 Allgemeine Lösungsansätze 

Sucht man nach Wegen, die Situation in armen Familien überhaupt und in Transmissionsfamilien im Besonde-
ren zu verbessern, sind zunächst diejenigen Lösungsansätze in den Blick zu nehmen, die als Mittel zur Bekämp-
fung von Armut und insbesondere zur Bekämpfung von Kinderarmut diskutiert werden. Dabei soll zunächst die 
                                                             
188  Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 4. 
189  Wagenblass 2015, S. 308. 
190  Schiek/Ullrich 2019, S. 27. 
191  Vgl. Wagner 2017, S. 11. 
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193  Kuhlmann 2012, S. 348. 
194  Wagner 2017, S. 308. 
195  Schiek/Ullrich/Blome 2019, S. 121. 
196  Vgl. Sparschuh 2008/2013 zitiert nach Wagner 2017, S. 45. 
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Prämisse gelten, dass sich alle Maßnahmen, die geeignet sind, Armutsphänomenen im Allgemeinen zu begeg-
nen, auch als Mittel für die „besonders schweren Fälle“ der Transmissionsfamilien in Betracht kommen. 

3.1.1 Kindergrundsicherung, eine einfache Lösung!? 

Insbesondere dann, wenn man den Mangel an finanziellen Ressourcen in armen (bzw. armutsbedrohten) Fa-
milien als zentralen und entscheidenden Wirkfaktor betrachtet, der alle weiteren dort auftretenden Problem-
lagen ursächlich herbeiführt, kann die Zurverfügungstellung zusätzlicher finanzieller Mittel im Sinne staatlicher 
Transferleistungen als alleinige oder zumindest wichtigste Maßnahme zur Bekämpfung von Kinderarmut in all 
ihren oben dargestellten Facetten in Betracht gezogen werden. Ohne dass diese logische Voraussetzung näher 
dargelegt würde, hat die vom Deutschen Kinderschutzbund erhobene Forderung nach einer „Kindergrundsi-
cherung“ zuletzt viele Unterstützer gefunden, darunter zahlreiche (hier auch zitierte) WissenschaftlerInnen auf 
dem Gebiet der Armutsforschung.199 Allerdings werden daneben weitere Forderungen geltend gemacht, ins-
besondere nach einem „Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungssystem, das niemanden zurücklässt“, einem 
(qualitativen und quantitativen) Ausbau der Kindertagesbetreuung, flächendeckenden Ganztagesschulen und 
allgemein nach einer besseren Infrastruktur im Umfeld von Kindern. 

Es soll keineswegs in Frage gestellt werden, dass die finanziellen Lasten, die gerade von Familien zu tragen sind, 
die Forderung nach weiteren Familienleistungen rechtfertigen. So konnte bspw. eine aktuelle Studie der Ber-
telsmann Stiftung zeigen, dass das durchschnittliche Lebenserwerbseinkommen von Frauen sich nur dann dem-
jenigen von Männern annähert, wenn sie kinderlos bleiben. Frauen mit Kindern müssen hingegen eine so er-
hebliche Minderung ihres Lebenserwerbseinkommens hinnehmen (mehr als 40 % bei einem Kind, fast 70 % bei 
drei Kindern), dass alle kinder- und familienbezogenen Sozialleistungen und Steuerentlastungen bei weitem 
nicht ausreichen dürften, diesen „child penalty“ (oder „Motherhood Lifetime Penalty“) auch nur annähernd zu 
kompensieren. Er beträgt in absoluten Zahlen (für westdeutsche Frauen des Geburtsjahrgangs 1982) bei einem 
Kind mehr als eine halbe Million Euro, bei drei Kindern fast 900.000 Euro.200 

Ob allerdings ein Anheben des Haushaltseinkommens auf die 60 %-Schwelle allein nennenswerten Einfluss auf 
die übrigen im mehrdimensionalen Armutsbegriff (neben den materiellen Verhältnissen) betrachteten Aspekte 
von Armut hätte, erscheint fraglich. Die starke positive Korrelation zwischen Familieneinkommen und kindlicher 
Entwicklung bedeutet nicht notwendigerweise, dass der Einfluss voraussetzungsloser monetärer Transferleis-
tungen auf die Kinder entsprechend groß wäre.201 Berücksichtigt man zudem, dass der Abstand zwischen dem 
verfügbaren Einkommen in Familien, die allein von Fürsorgeleistungen leben, und der statistischen Armutsrisi-
koschwelle gerade bei Alleinerziehenden und Mehrkindfamilien relativ gering ist (vgl. oben bei Fußnote 91), 
wird deutlich, dass selbst eine Erhöhung der Grundsicherungsleistungen bis auf die Armutsrisikoschwelle von 
60 % des Einkommens-Medians für die tatsächliche Situation der Kinder vermutlich keinen erheblichen Effekt 
hätte: Für einen Alleinerziehendenhaushalt mit einem kleineren Kind betrug der hierfür erforderliche Betrag 
(erneut für Rostock im Jahr 2018) gerade einmal etwa 125,00 Euro im Monat.202 Nun soll hiermit keineswegs 
                                                             
199  Vgl. Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 2019a. 
200  Vgl. Barišić/Consiglio 2020, 6 ff.; Bönke u. a. 2020, S. 28. 
201  Del Boca/Flinn/Wiswall 2014, S. 3. Im engllischen Original: The strong positive correlation between family income and child 

development does not necessarily indicate that an unrestricted income transfer would have a correspondingly large effect on 
children. 

202  Regelsätze 416 € + 276 €, Alleinerziehenden-Zuschlag 149,76 €, Kosten der Unterkunft 489,00 €, Gesamt: 1.350,76 € 
gegenüber dem 1,3 fachen des Schwellenwertes für Alleinstehende (1.135,67 €), also 1.476,37 €. 
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die Auffassung vertreten werden, das eine derartige Erhöhung nicht sinnvoll bzw. sogar geboten wäre, ohne 
die damit einhergehenden Schwierigkeiten, etwa die Auswirkungen auf das Lohngefüge im Mindestlohnbereich 
auszublenden. Entscheidend ist aber, dass eine derartige, eher geringfügige Verbesserung der finanziellen Si-
tuation dazu führen würde, dass der betroffene Haushalt und damit auch die dort lebenden Kinder nicht mehr 
als arm gelten würde, weil nach allen hier vorgestellten Armutskonzepten das Merkmal der (relativen) Einkom-
mensarmut letztlich für die Einstufung als arm konstitutiv ist. Zu glauben, hiermit aber die Probleme der nun 
nicht mehr armen Familie gelöst zu haben, wäre sicherlich Augenwischerei, sie wären dann (wie oben, bei Fuß-
note 162, gezeigt) nur „nicht [mehr] Gegenstand der Armutsforschung.“203 

Geht es gerade um die Bekämpfung von Kinderarmut, ist zudem zu berücksichtigen, dass zusätzliche kindbezo-
gene Transferleistungen, die unmittelbar den Familien zukommen, stets dem allgemeinen Familienhaushalt zu-
fließen. Damit ist ebenso wenig gewährleistet, dass die Mittel tatsächlich den haushaltsangehörigen Kindern 
zugutekommen, wie es umgekehrt feststeht, dass in einkommensarmen Familien gerade die  Kinder Leidtra-
gende sind, wenn die Eltern ein kindzentriertes Ausgabeverhalten wählen (siehe oben, bei Fußnote 152). Ein 
ähnliches Problem der fehlenden Zielgerichtetheit staatlicher Mittel hat sich bei der Verwendung der mit dem 
Gute-Kita-Gesetz204 vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel durch Mecklenburg-Vorpommern gezeigt. Dass 
ab 2020 von keinen Eltern mehr  Beiträge mehr gezahlt werden müssen, bestätigt eine Befürchtung von Cremer, 
wonach die Gebührenfreiheit eher Familien mit mittleren und höheren Einkommen entlastet als arme Familien, 
die in aller Regel ohnehin keine Elternbeiträge zahlen müssen, sodass es „jedenfalls kein Gewinn an Gerechtig-
keit [wäre], wenn mit der Umsetzung der Gebührenfreiheit für alle Familien Qualitätsverbesserungen auf lange 
Zeit blockiert wären.“205 Es erscheint nicht nachvollziehbar, dass ausgerechnet das Land mit dem bundesweit 
mit Abstand schlechtesten Betreuungsschlüssel die zusätzlichen Mittel als einziges Bundeland nicht für eine 
Verbesserung der Qualität nutzt und dies lapidar damit begründet, „bereits über eine Vielzahl von qualitativen 
Maßnahmen“ zu verfügen.206 Dass hier mehr als 100 Millionen Euro, die zur Förderung frühkindlicher Bildung 
einen nicht unerheblichen Beitrag zur Verbesserung der Chancengleichheit von Kindern aus armen und/oder 
bildungsfernen Familien hätten leisten können, zur Erfüllung von Wahlkampfversprechen an ein (mindestens) 
Mittelklasseklientel genutzt wurden, ist ein Skandal, der meines Wissens bislang nicht die gebührende Auf-
merksamkeit erlangt hat. 

Dass unkonditionierte, direkte monetäre Leistungen einen nennenswerten Beitrag zur Förderung von Kindern 
derart leisten könnten, dass sie zu einer Erhöhung bspw. der emotionalen Zuwendung der Eltern oder der häus-
lichen Unterstützungsleistung des schulischen Lernens führen könnten ist eher fernliegend. Allerdings sind Mo-
delle denkbar, die eine höhere Bildungs-Aspiration in armen Familien fördern könnten. Transferprogramme in 
Form von konditionierten Geldleistungen werden dabei als die effizientesten angesehen.207 So haben Del Boca 
u.a. zahlreiche sog. CCT (conditional cash transfer) Programme ausgewertet, die Haushalten mit niedrigem Ein-
kommen Anreize bieten, ihre Kinder zur Schule zu schicken, indem sie eine Geldleistung vom Schulbesuch 
und/oder der Schulleistung abhängig machen. Derartige wurden etwa in Mexiko in 1997 eingeführt, später 
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204  Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung vom 19.12.2018, BGBl. I, 2018, 
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auch in anderen mittel- und südamerikanischen Ländern und der Türkei. Die positiven Ergebnisse  in Form er-
höhter Schulbesuchs- und verringerter Abbruchraten veranlassten auch mehrere US-Großstädte und den Staat 
Kalifornien zu vergleichbaren Pilot-Projekten.208 Im Ergebnis haben die Autoren festgestellt, dass CCT-Pro-
gramme wesentlich effizienter sind als allein von der Bedürftigkeit der Haushalte abhängige oder völlig unbe-
dingte Transferprogramme.209 

3.1.2 Verbesserung Wohnumfeld 

In Deutschland vollziehe sich, so die Soziologin und Ökonomin Gräwe-Meier in einer Arbeit aus dem Jahr 2012 
„auf kommunaler Ebene seit Jahren eine soziale Entmischung von Stadtteilen, was sich auch im Anstieg von 
Wohnquartieren mit überproportional hoher Anzahl von Multiproblemfamilien“ niederschlage.210 Inwieweit 
die Beobachtung einer zunehmenden Verschlechterung zutrifft, sich seither fortgesetzt oder verringert hat und 
inwieweit sich die deutsche Situation mit derjenigen etwa in Großbritannien, Italien oder gar Frankreich ver-
gleichen lässt, kann dahinstehen. Richtig ist jedenfalls, dass auch „der Wohnort zu einer eigenständigen Quelle 
sozialer Benachteiligung“ werden kann, was besonders für Jugendliche bedeutsam ist, „für die die Nachbar-
schaft ein wichtiger Sozialisationsraum ist [...].Auf den Bildungserfolg ihrer Kinder bedachte Eltern meiden die 
Schulen mit hohen Anteilen von Schülern mit einer nicht-deutschen Herkunftssprache und verlassen solche 
Quartiere. So entstehen [...] Quartiere der sozialen Ausgrenzung, die aber auf der anderen Seite auch eine 
starke Binnenintegration aufweisen können.“211 Einer derartigen „Ghettobildung“ wird im Rahmen der Recht-
sprechung zum SGB II dadurch begegnet, dass die lokalen Richtlinien für die vom Jobcenter maximal zu über-
nehmenden Unterkunftskosten streng geprüft (und in den meisten Fällen als unschlüssig verworfen) werden. 
Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist bei der Ermittlung der Richtlinienwerte zwar auf „Woh-
nungen mit bescheidenem Zuschnitt” abzustellen; es dürfen aber nicht einzelne, besonders heruntergekom-
mene und daher „billige” Stadtteile herausgegriffen werden, sondern es ist auf Durchschnittswerte des unteren 
Mietpreisniveaus im gesamten Stadtgebiet bzw. räumlichen Vergleichsraum abzustellen.212  

Der Staat versucht zudem seit 1999 mit dem Bund-Länder-Programm „Die Soziale Stadt“ einer Polarisierung in 
den Städten entgegenzuwirken, die Programmgebiete zu stabilisieren und aufzuwerten, um die Lebenssituation 
der Quartiersbevölkerung zu verbessern und lebendige Nachbarschaften zu fördern und den sozialen Zusam-
menhalt zu stärken.213 Im Rahmen des Programms wurden zuletzt (in 2017 und 2018) jährlich 190 Millionen 
Euro an Bundesmitteln für die Finanzierung von etwa 900 Einzelprojekten zur Verfügung gestellt, die von den 
Ländern umgesetzt und mindestens in gleicher Höhe kofinanziert werden.214 Gerade die im Rahmen des Pro-
gramms geförderten Bürgertreffs, Jugendclubs und andere niedrigschwellige Angebote erscheinen mir durch-
aus geeignet, auch Mitglieder und insbesondere Kinder und Jugendliche aus Transmissionsfamilien zu erreichen 
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und alternative Wege zu den durch ihre Familien vorgezeichneten zu eröffnen, wobei nur eine Verstetigung 
dieser oft als Projekt initiierten Maßnahmen auf Dauer hilfreich sein kann. 

3.1.3 Bildung 

Ein zentraler Ansatz zur Verringerung sozialer Ungleichheit ist nach der Einschätzung fast aller Autoren die Ver-
besserung von und der erleichterte Zugang zu Bildungsangeboten, angefangen bei der frühkindlichen Bildung 
bis hin zur Förderung sozial benachteiligter Kinder und Jugendlicher bei der Beschreitung höherer Bildungs-
wege. Insbesondere eine Steigerung der Qualität der frühkindlichen Bildung wird als essentiell angesehen, da-
mit „Kinder aus bildungsfernen Schichten und mit fremdsprachigem Elternhaus bessere Startchancen in der 
Schule“ haben.215 Tenorth spricht zu Recht von der „Kustodialfunktion“ der Schule, „das heißt, sie bewahrt die 
Schüler auf, dort ist es warm und meist auch zivilisiert – das ist auch was wert.“216. Schule kann also gerade 
Kindern aus prekären Familienverhältnissen einen Schutzraum bieten, was zumindest einen ersten Schritt zur 
Integration bedeutet. Im Idealfall kann Schule, können insbesondere engagierte und pädagogisch geschickte 
Lehrer aber auch das bieten, was gerade Kindern aus Transmissionsfamilien oft vollkommen fehlt: eine geistig 
anregende Umgebung, die selbständiges Denken fördert, Interesse, Neugierde und Wissensdurst weckt und so 
eine Tür in eine völlig neue Welt öffnen kann. Allen Kindern ist eine Begeisterungsfähigkeit eigen, die einmal 
angesprochen oder besser angefacht durchaus in der Lage ist, die Energien freizusetzen, die ein Kind ohne 
elterliche Unterstützung in viel größerem Maß benötigt, um einen eigenen, selbstbestimmten Lebensweg zu 
gehen. Damit das nicht nur in seltenen Einzelfällen gelingt, bedarf es wohl vor allem einer besseren Lehreraus-
bildung (statt sog. Quereinsteiger), kleinerer Klassen, mehr und flächendeckendere Ganztagsangebote und ins-
gesamt einer deutlichen Erhöhung der Bildungsinvestitionen der Länder. Dass auch „eine längere Zeit des ge-
meinsamen Lernens in der Grundschule sowie eine höhere Durchlässigkeit von Sekundarschulbildungsgängen 
die Kopplung zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg verringern“ können, betont der 15. Kinder- und 
Jugendbericht des BMFSFJ.217 Die im gleichen Bericht angesprochene Diskriminierung und Benachteiligung be-
stimmter sozialer Gruppen scheinen, jedenfalls im Grundschulbereich und nach der eigenen Einschätzung der 
Kinder, nicht mehr so relevant: Im Rahmen der World Vision Kinderstudie sagten im Jahr 2017 „44  % der Kinder 
aus der unteren Schicht, dass die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer ‚eher viel‘ Wert auf ihre Meinung legt, 
während der Durchschnitt aller Schichten bei 32  % liegt. In den Vorgängerstudien waren die Werte bei der 
unteren Schicht (teilweise deutlich) unterdurchschnittlich.“218 Es ist aber weiterhin von nicht unerheblichen 
Segregationseffekten des deutschen gegliederten Schulsystems auszugehen.219  

Auch das viel zu bürokratische Instrument der Bildungsgutscheine im SGB II müsste verbessert und um ein 
eigenes Antragsrecht der Kinder selbst erweitert werden.220 Wegen der enormen Steigerung des Armutsrisikos, 
die mit einem fehlenden Schulabschluss einhergeht, ist schließlich die Prävention gegen „drop out“ von großer 
Bedeutung. Auch hier ist ein Ansatz in der Ausweitung von Ganztagsschulen zu sehen, damit Schüler ohne 
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häusliche Unterstützung Förderung bei individuellem Lernen erhalten können. Auch die „Fortbildung von Leh-
renden in den verschiedenen Bereichen des Bildungssystems ist eine Schlüsselstelle im Kampf gegen drop 
out.“221  

3.2 Spezifische Ansätze, den Ausstieg aus der Transmission zu ermöglichen 

Gerade im Hinblick auf die bereits angeklungene (oben bei Fußnote 183) Resignation vieler MitarbeiterInnen 
im Hilfesystem über die trotz jahrelanger Bemühungen vielfach frustranen Unterstützungsmaßnahmen, sei es 
in der sozialpädagogische Familienhilfe, bei Hilfen zur Erziehung oder bei Maßnahmen zur Förderung einer Be-
schäftigungsaufnahme, verdient die zweite aufgeworfene Frage, diejenige nach (neuen?) spezifischen Lösungs-
ansätzen gerade in Bezug auf „Transmissionsfamilien“ größere Beachtung, sie hat grundlegende Bedeutung222. 
Leider existieren hierzu und zur statistischen Häufigkeit derartiger Vererbungsprozesse, jedenfalls für Deutsch-
land, nur wenige aussagekräftige Studien. Lediglich zum Zusammenhang zwischen Sozialstatus der Eltern und 
Bildungserfolg der Kinder lassen sich einigermaßen gesicherte Ausagen treffen. So stellten etwa Lohmann und 
Groh-Samberg anhand der SOEP-Daten fest, dass „nur das mehrfache Auftreten von [väterlicher] Arbeitslosig-
keit während der Sekundarschulzeit signifikant [um 20,7 Prozentpunkte] die Wahrscheinlichkeit verringert, ein 
Studium zu beginnen“, während weder einmalige, noch länger zurückliegende Arbeitslosigkeit einen signifikan-
ten Einfluss aufwiesen.223 Da die hier betrachteten Transmissionsfamilien aber per definitionem durch praktisch 
dauerhafte Erwerbslosigkeit aller vorhandenen Elternteile gekennzeichnet sind, hilft diese Feststellung nicht 
weiter. Mangels quantitativer empirischer Daten, die eine Art „best practice“ Ansatz erlauben würden, kann 
daher nur auf qualitative Beobachtungen zurückgegriffen werden. Hierbei lassen sich zwei verschiedene Per-
spektiven unterscheiden: Systembezogene und individuelle Betrachtungen. So ließe sich zum einen fragen, un-
ter welchen Umständen und mit welchen Unterstützungen oder auch Interventionen durch das Hilfesystem 
sich das dysfunktionale System Transmissionsfamilie aufbrechen lässt. Zum anderen erscheint es lohnenswert, 
anhand der Biografien einzelner Individuen, denen es gelungen ist, aus der Generationenreihe auszubrechen, 
hierfür begünstigende Faktoren zu identifizieren, um diese für gezielte Hilfs- oder Interventionsmaßnahmen 
auch in anderen Fällen nutzbar machen zu können. 

Studienergebnisse zeigen, dass Eltern in Transmissionsfamilien oft eher distanziert auf Unterstützungsangebote 
reagieren, sie selten als hilfreich einschätzen, sondern sich von ihnen eher bedroht fühlen und die Annahme 
verweigern. Sie befürchten, dem Hilfesystem ausgeliefert zu sein, die ohnehin als eingeschränkt erlebten Ent-
scheidungsmöglichkeiten in Bezug auf ihr Kind gänzlich zu verlieren.224 Zu sehr wird etwa das Jugendamt als 
Teil eines reglementierenden, sanktionierenden Apparates wahrgenommen. Nach Generationen im Hilfesys-
tem „gehört es für sie zur Überlebensstrategie, den Hilfesystemen deren unzureichende Einwirkungsmöglich-
keiten erst einmal zu demonstrieren.“225 Nach Conen stellt gleichwohl oder gerade deshalb die zwangsweise 
Installation von Hilfen für Transmissionsfamilien oft die einzige Möglichkeit dar, um „sich auf eine Hilfe über-
haupt einlassen oder sie zumindest dulden zu können“226. Erst angesichts der Bedrohung durch die Behörden  
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„aktivieren viele Eltern ihre Energien und Kräfte, um Widerstand zu leisten gegen diese staatlichen In-
terventionsversuche. Sie stemmen sich mit großem Kraftaufwand gegen Kritik und Abwertung in ihrer 
Elternrolle. Zum Erstaunen nicht weniger ist in diesen Auseinandersetzungen ein großes Potenzial an 
Überlebenswillen und Kampfbereitschaft zu verzeichnen. Diese Kraft muss man auch als eine wesentli-
che Ressource sehen, die genutzt werden kann, wenn Eltern sich darum bemühen, (wieder) ihre Kinder 
aufziehen zu dürfen. Wünschenswert wäre es natürlich, wenn diese Potenziale auch mehr in der Erzie-
hung der Kinder sowie der eigenen Lebensführung zum Tragen kommen würden. In dieser Heftigkeit, 
Lautstärke und Wut wird nämlich ein deutlicher Lebenswille präsent, der sonst oft von Lethargie und 
vermeintlichem Desinteresse überdeckt wird. Dieses Engagement der Eltern müssen professionelle Hel-
fer letztlich nutzen, um ihnen zu helfen, sich von den „Einmischungen“ des Staates auch wieder zu be-
freien.“227  

Allerdings dürfte auch dieser Ansatz nicht ausnahmslos Erfolg versprechen, wie meine eigenen beruflichen Er-
fahrungen zeigen: Ich betreue derzeit Familien, deren Kinder teils schon die dritte Generation sind, deren Eltern 
nie einer dauerhaften Erwerbsarbeit nachgegangen sind, u.a. eine Mutter mit fünf Kindern, von denen die äl-
testen mit Mitte zwanzig unter gesetzlicher Betreuung stehen und den ganzen Tag nur in der Wohnung der 
Mutter (nicht in ihrer eigenen) im Bett liegen. Die jüngeren verweigern den Schulbesuch, alle haben mehrfache 
Fremdunterbringungen hinter sich, sind in ihrer momentanen Lebenssituation erkennbar unglücklich, ohne 
Motivation in irgendeine Richtung und haben keinerlei Zukunftsvisionen. Von der Geburt des ersten Kindes an 
wurden verschiedene Hilfen installiert. Nach nunmehr 24 Jahren ist das Ergebnis: zwei junge Volljährige ohne 
Schulabschluss mit schweren Depressionen und gesetzlichen Betreuern, zwei Jugendliche mit mehr als zwei 
Dritteln Fehlzeiten in der Schule, die trotzdem in das nächste Schuljahr geschoben wurden und nun das Ende 
ihrer Schulpflicht erreicht haben, schließlich ein Kleinkind, derzeit und wahrscheinlich auf Dauer in Fremdun-
terbringung. Vater und Stiefvater hatten – wie auch schon in der vorherigen Generation – nichts als Gewalt 
beizutragen. Lähmung und Resignation der Mutter haben sich auf die Kinder übertragen; selbst die Helfer tun 
sich schwer, von dieser Hoffnungslosigkeit nicht angesteckt zu werden. Die von Lutz beschriebene grundle-
gende Erschöpfung ist fast mit den Händen zu greifen. Selbst die drohende dauerhafte Fremdunterbringung 
des jüngsten Kindes löst bei der Mutter zwar Trauer aber kaum Engagement aus. Der nunmehr 18jährige Sohn 
wird absehbar in eine betreute Wohnung umziehen. Dies dürfte seine einzige Chance sein, die Hoffnungslosig-
keit abzulegen, die wie eine bleierne Decke auf allen Familienmitgliedern liegt.  

Warum haben sämtliche Hilfen all dies nicht verhindern können? Was wäre hier hilfreich gewesen? Was hätte 
die Erziehungsfähigkeit der Mutter, was den Lebenswillen der Kinder stärken können?  

3.2.1 Erkenntnisse der Biografieforschung 

Im Ergebnis zahlreicher mehrgenerationaler, familienbiografischer Interviews im Rahmen einer qualitativen 
Studie im Ruhrgebiet haben Schiek, Ulrich und Blome versucht, eine Typologie zu konstruieren, um die unter-
schiedlichen Umgangsformen der Angehörigen nachfolgender Generationen mit der besonderen Situation in 
Transmissionsfamilien idealtypisch zu klassifizieren. Hiernach unterscheiden die Autoren drei Haupttypen von-
einander, deren erster (Typus I, kulturelle Reproduktion, auch „Typus der intergenerationellen Symbiose“228) 
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eine schicksalhafte Bindung der Eltern und Kinder aneinander beschreibt, geprägt durch oft lebenslange Er-
werbslosigkeit, kaum vorhandene Schul- und Berufsabschlüsse in beiden Generationen, unverarbeitete Trau-
mata und Familiengeschichten von oft mythologischem Charakter.229 Der Typus ist geprägt durch eine geringe 
Distanz zwischen den Generationen in wörtlicher (räumlich-zeitlicher und materieller) sowie mentaler Hin-
sicht.230 „Es kommt [...] nicht einfach zu vergleichbaren Lebensweisen von Eltern und Kindern, sondern es exis-
tiert eine, die im Verbund praktiziert wird.“231  

Den Typus II (kulturelle Transformation) kennzeichnet, dass die gemeinsame Lebensführung früher oder später 
aufgelöst und die „Intimgemeinschaft“ gelockert wird, indem die Kinder verstärkt Privatsphäre einfordern, Kri-
tik äußern an der elterlichen Lebensweise und ihren Lebensführungsoptionen und sich so der „Wirkungsmacht 
des Vorerlebten“ entziehen. Die Kinder versuchen, eigene Handlungsautonomie, materielle wie auch räumliche 
Unabhängigkeit zu erringen, und letztlich die vorgelebten Schicksale der Eltern zu „entzaubern“. 232 Dabei wer-
den intergenerationelle Verbindungen nicht abgebrochen, sondern aufrechterhalten, die Loslösung vollzieht 
sich in einem Prozess des Aushandelns, wobei die unabhängige ökonomische Absicherung ein wichtiges Motiv 
darstellt.233 

Der dritte Typus (kultureller Ausstieg) wird schließlich durch eine vollständige Distanzierung von der Herkunfts-
familie charakterisiert. Im Rahmen der Studie konnten die diesem Typ zugerechneten (erwachsenen) Kinder 
eben wegen dieses Beziehungsabbruchs mit dem Ziel „sich durch die daheim fortgesetzte Familiengeschichte 
nicht zu blockieren und das mit den Eltern erlebte Klima zu überwinden“ nicht selbst interviewt werden, sodass 
die entsprechenden Erkenntnisse auf „Hörensagen“ beruhen.234 Die Autoren beschreiben sowohl erfolgreiche, 
als auch erfolglose „Aussteiger“ in diesem Sinne (bezeichnet als Typen III und IV). Von ihnen habe man oft nur 
zufällig im Rahmen der Gespräche erfahren, da sie nicht mehr als zum Familienverbund zugehörig angesehen 
wurden. Meist sei es schon verhältnismäßig früh, etwa durch Ausreißen, Flucht zum Vater oder in von der Ju-
gendhilfe organisierte Fremdunterbringung zum Bruch gekommen. Auch wenn sich ein solcher Abbruch der 
Generationenbeziehung von außen betrachtet als abruptes Ereignis darstelle, liege ihm ein lebenslanger „Pro-
zess des ‚Überlebens‘“ zugrunde, „zumal es sich bei den Gefahren in der Familie teilweise um tatsächliche Le-
bensbedrohungen handelt.“235 Erfolgreiche Ablösungsprozesse seien, noch mehr als im Typus II, vielfach von 
„sozialen Patenschaften“ (bspw. Pastoren, Lehrer, Sozialarbeiter, oder <Schul-> Freunde) unterstützt oder über-
haupt erst ermöglicht worden.236 

Die Aussagekraft der Untersuchung muss insoweit als eingeschränkt eingeschätzt werden, als Studienteilneh-
mer ausnahmslos Mütter waren, die nach einer Scheidung in den Sozialhilfebezug gelangt sind und ihre Kinder 
größtenteils allein großgezogen haben, sowie deren (erwachsene) Kinder.237 Dennoch lässt sich als Erkenntnis 
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der Untersuchung festhalten, dass eine Reproduktion dysfunktionaler Lebensmodelle, ein Verbleib im kulturel-
len familialen Generationenverbundes, meist nur durch eigene „Handlungswut“ des Aussteigers, unterstützt 
durch Sozialpaten vermieden werden kann238  

3.2.2 Ein nötiger Bruch? 

Von den Ergebnissen der oben dargestellten Studie von Schiek, Ulrich und Blome ausgehend, stellt sich die 
Frage, wie sich die „Ausstiegschancen“ von Kindern aus Transmissionsfamilien gezielt verbessern lassen. Dabei 
gehe ich davon aus, dass zwar idealerweise die Erziehungsfähigkeit der Eltern so gestärkt werden sollte, dass 
eine Gefährdung der Entwicklung der Kinder auch in der Herkunftsfamilie ausgeschlossen oder zumindest auf 
ein erträgliches Maß reduziert wird. Es dürfte aber eine nicht unerhebliche Zahl Transmissionsfamilien geben, 
bei denen dieser herkömmliche Ansatz selbst bei engagiertestem Einsatz wohlwollender Familien- und Erzie-
hungshelfer keine Aussicht auf Erfolg bietet. Auch wenn  

„[d]ie Eltern und deren sozio-ökonomischen Verhältnisse grundsätzlich zum Schicksal und Lebensrisiko 
eines Kindes [gehören, ...] bedarf es [...] etwa bei einer unzureichenden Grundversorgung der Kinder 
keiner ausführlichen Darlegung, dass Kinder derartige Lebensbedingungen nicht ertragen müssen.“239 

Als ultima ratio gilt also im Falle einer eindeutigen Kindeswohlgefährdung schon immer die Entziehung der 
elterlichen Sorge und die Überführung des Kindes in die Obhut des Staates. Auch in Fällen, in denen sich zwar 
eine derart konkrete und akute Gefährdung nicht feststellen lässt, was für Kinder in Transmissionsfamilien re-
gelmäßig zutreffen wird, in denen aber gleichwohl ein dauerhafter Verbleib für das Kind mit einer Zerstörung 
jeglicher Zukunftsperspektive einhergeht, erscheint es daher nicht fernliegend, einen „Ausstieg“ der betroffe-
nen Kinder zu ermutigen und zu erleichtern. 

Die gegenwärtige Regelung der Hilfelandschaft, wie sie im SGB VIII angelegt ist, sieht eigentlich zahlreiche In-
strumente zur Förderung von Kindern und Jugendlichen vor, denen aber gemein ist, dass ihrer Wirksamkeit 
oftmals der wesentlich stärkere Einfluss der Herkunftsfamilie und insbesondere ihre schon angesprochene Ab-
wehrhaltung (oben bei Fußnoten 197 und 224) entgegensteht. Hinzu kommt, dass der entsprechende Anspruch 
oder zumindest das Antragsrecht oft allein bei den Eltern angesiedelt ist. Selbst einen Antrag auf Eingliede-
rungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche gemäß § 35a SGB VIII, kann der Jugendliche selbst 
erst ab Vollendung des 15. Lebensjahres stellen. Bis dahin ist er gemäß § 36 Abs. 1 SGB I noch nicht handlungs-
fähig, sodass die Eltern als gesetzliche Vertreter für ihn handeln müssten; geht es um Leistungen außerhalb der 
Familie, etwa um stationäre Hilfe, ist selbst dann noch das Einverständnis der Eltern erforderlich, da deren 
Aufenthaltsbestimmungsrecht trotz selbständiger sozialrechtlicher Handlungsfähigkeit des Jugendlichen nicht 
eingeschränkt ist.240 Selbst dann, wenn es einem Kind also gelingt, ausreichenden eigenen Antrieb zu entwi-
ckeln, um externe Hilfe zu suchen, macht es ihm das rechtliche System der Kinder- und Jugendhilfe nicht gerade 
leicht, auch tatsächlich an Hilfe zu gelangen. Als weiteres Hindernis ist es anzusehen, dass das Vorhandensein 
oder Nichtvorhandensein von „Sozialpaten“ derzeit weitgehend vom Zufall abhängt. Ein institutionalisiertes 
System von Ansprechpartnern für Kinder aus Problemfamilien existiert außerhalb von Pilotprojekten nicht.  
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Zur Verbesserung der Ausstiegschancen von Kindern aus Transmissionsfamilien erscheint es daher wichtig, dass 
Kindern zum einen ein möglichst einfacher, niedrigschwelliger Zugang zu Rat und Unterstützung eröffnet wird, 
der ohne vorherige Antragstellung und Anspruchsprüfung genutzt werden kann. Hilfesuche von Jugendlichen 
laufen sonst Gefahr, „im Gewirr der Jugendhilfe verloren“ zu gehen.241 Zum anderen bedarf es rechtlicher Re-
gelungen, die es dem Kind ermöglichen, derartige Angebote auch ohne die Zustimmung, den Willen oder auch 
nur die Kenntnis der Eltern in Anspruch zu nehmen. Dass schließlich „Verwaltungen und Behörden durchaus 
eigene Interessen verfolgen und Entscheidungen für oder gegen die Bewilligung erzieherischer Hilfen nicht sel-
ten nach fiskalischen Gesichtspunkten treffen, ist ein offenes Geheimnis.“242 

Ein weiteres Hindernis, das sich trennungswilligen Nachkommen in Transmissionsfamilien in den Weg stellen 
kann, ist die im System des SGB II angelegte finanzielle Bindung an die Herkunftsfamilie. Solange ein Auszug 
nicht zum Zwecke der Arbeits- oder Ausbildungsplatzaufnahme erforderlich ist, sieht § 22 Abs. 5 SGB II vor, dass 
die Kosten der Wohnung für unter 25jährige nur übernommen werden, wenn sie „aus schwerwiegenden sozi-
alen Gründen nicht auf die Wohnung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden“ können. Solche 
schwerwiegenden Gründe muss der Auszugswillige also erst einmal konkret darlegen können, zudem müssen 
sie vom Jobcenter akzeptiert werden, was regelmäßig die wohlwollende Beurteilung des Jugendamtes voraus-
setzt. 

Es stellt sich daher die Frage, ob und ggf. wie Kindern und Jugendlichen, die auf Hilfe außerhalb ihrer Familie 
angewiesen sind, Zugang zu entsprechenden Angeboten auch dann verschafft werden kann, wenn sie hierbei 
von ihren Eltern nicht unterstützt oder sogar hieran gehindert werden. Da der Schritt, sich mit vielfach scham-
behafteten Problemen „nach außen“, an Personen oder Institutionen außerhalb des engsten Familienkreises 
zu wenden, ein sehr großer ist, muss sich jede Lösungsmöglichkeit, jedes Hilfeangebot zumindest anfangs als 
niedrigschwellig darstellen. Nachfolgend will ich untersuchen, welche gesetzlichen, institutionellen oder orga-
nisatorischen Änderungen für eine bessere Erreichbarkeit von hilfeangeboten sinnvoll erscheinen. 

3.2.3 Neue Institutionen: Kinderanwälte, Ombudsleute, Kinderbeauftragte? 

Spätestens seit Verabschiedung der UN-Konvention über die Rechte des Kindes (KRK) im Jahr 1989 ist interna-
tional anerkannt, dass Kinder eigene Rechte haben. Fraglich ist allerdings, wie Kinder ihre Rechte auch tatsäch-
lich in Anspruch nehmen können und welche Unterstützung sie herbei benötigen. Insbesondere dann, wenn 
die Eltern nicht das übernehmen, was normalerweise die Aufgabe von Eltern ist, sich nämlich für die Rechte 
und Interessen ihrer Kinder einzusetzen, was gerade bei armen Kindern häufig der Fall ist, wenn ihnen also die 
Eltern kein Anwalt sind, bedarf es vielleicht einer externen Institution, eines Kinderanwalts!?  

In zahlreichen europäischen Ländern wurden für die Stärkung der Kinderrechte unabhängige Ombudspersonen 
und ähnliche Institutionen etabliert. Der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages hat in einer Ausarbeitung 
aus dem Jahr 2013 derartige Modelle und ihre rechtlichen Grundlagen in Norwegen, Dänemark, Schweden, 
Frankreich und Luxemburg vorgestellt, wonach Norwegen das erste Land weltweit war, das (im Jahr 1987) eine 
solche Einrichtung auf nationaler Ebene eingerichtet hat.243 . Aktuell werden im Internetauftritt von „enoc“244 
                                                             
241  Lutz 2015, S. 21. 
242  Arnegger u. a. 2019, S. 103. 
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(European Network of Ombudspersons for Children) 43 Institutionen in 34 der 47 Staaten des Europarates ge-
listet, u. a. in 23 der (nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs noch) 27 EU-Staaten. Lediglich Portugal, 
Tschechien, Österreich und Deutschland fehlen auf der Karte der EU-Mitgliedstaaten. Nun muss man diesen 
Befund nicht unbedingt als Makel betrachten, da es sich bei der ganz überwiegenden Zahl dieser Ombuds-
Institutionen um eher abgehobene, auf nationaler Regierungs- oder Parlaments-Ebene angesiedelte Zentral-
stellen handelt, die bspw. in Gesetzgebungsverfahren beteiligt werden, Aufgaben vergleichbar mit der deut-
schen Heimaufsicht übernehmen und als Monitoring-Stelle fungieren, also weniger als Ansprechpartner für 
betroffene Kinder oder Jugendliche vor Ort. Gleichwohl entsteht nicht unbedingt der Eindruck, dass Deutsch-
land wie etwa die skandinavischen Länder, beim Thema Kinderrechte eine Vorreiterrolle einnimmt. (Dass 
Deutschland neben Italien auch das einzige EU-Mitgliedsland ist, das nicht über eine Ombudsstelle für Men-
schenrechte auf nationaler Ebene verfügt,245 sei nur am Rande bemerkt.) Zudem kann gerade die Monitoring-
Funktion derartiger Institutionen sehr hilfreich sein, wenn es gilt, lokale Bedarfe gezielter zu erkennen. So las-
sen sich bspw. den von der Englischen Ombudsstelle („The Children´s Commissioner for England“) gesammel-
ten Daten Gefährdungspotentiale für Kinder (durch Alkohol-/Substanzgebrauch, häusliche Gewalt und psychi-
sche Erkrankungen) mit hoher örtlicher Detailtiefe entnehmen,246 was für öffentliche und nichtöffentliche Ak-
teure im Kinder- und Jugendhilfesystem fraglos von erheblichem Nutzen sein kann. 

Derzeit gibt es in Deutschland auf kommunaler Ebene zahlreiche unterschiedliche Ansätze für eine Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen, meist in Projektform, denen aber zumeist die strukturelle Integration durch eine 
gesicherte, dauerhafte Finanzierung und institutionelle Unterstützung fehlt. Momentan gibt es ca. 100 Kinder-
beauftragte oder Kinderbüros auf kommunaler Ebene, was im Verhältnis zu etwa 11.000 Kommunen bundes-
weit kaum ins Gewicht fällt.247 Eine gewisse überregionale Zusammenarbeit wird durch den eingetragenen 
Verein Bundesnetzwerk Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe angestrebt, der in Form eines Pilotprojekts 
eine „Bundeskoordinierungsstelle“ konzipiert hat, deren Umsetzung aber noch aussteht.248 Ein Erreichbarkeits-
defizit ist allerdings auch von der Bunderegierung erkannt worden: 

„Insgesamt erscheint es notwendig, dafür Sorge zu tragen, dass Jugendliche in ihren persönlichen Be-
ziehungen zu Erwachsenen [...] in ihren persönlichen Rechten gestärkt werden. Grundlegend erscheint 
auch, dass Jugendliche und junge Erwachsene eine erreichbare und offene Infrastruktur vorfinden, um 
sich beraten lassen und im Zweifelsfall eine Beschwerde führen zu können. Sie müssten auch darin ge-
stärkt werden, dass sie von dem Recht Gebrauch machen können, aus einer persönlichen Beziehung 
herauszutreten, in der sie sich nicht wohlfühlen. In diese Richtung ist es ebenfalls notwendig, dass die 
Ombudsstellen über die Kinder- und Jugendhilfe hinaus weiter ausgebaut werden.“249  

Voraussichtlich wird in naher Zukunft vom BMFSFJ ein Gesetzentwurf vorgelegt werden, in welchem die Ein-
richtung unabhängiger Ombudsstellen vorgesehen sein wird.250 Teilweise wird eine zweigliedrige Struktur für 
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246  The Children's Commissioner for England 2020. 
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249  Bundestags-Drucksache 18/11050, S. 440. 
250  Vgl. BMFSFJ 2020, S. 59. 



 

41 

ein unabhängiges Beschwerdemanagement vorgeschlagen, zum einen auf kommunaler Ebene Beratungsstel-
len für Kinder, Jugendliche und deren Vertreter mit der Möglichkeit, Einzel- oder Gruppenbeschwerden einzu-
reichen, ferner zentrale Stellen auf Landes- bzw. Bundesebene zur Vernetzung und Unterstützung sowie zum 
Austausch der kommunalen Strukturen, um Transparenz zu schaffen.251  

Für Kinder zugängliche Beschwerdemechanismen erscheinen einerseits sinnvoll, andererseits besteht bei der-
artigen institutionalisierten und formalisierten Prozessen immer die Gefahr einer Schein-Beteiligung, wie sie 
auch in den sog. Hilfeplangesprächen vielfach zu beobachten ist.252 Die bloße Verwendung eines partizipativen 
Duktus ist noch keine Partizipation; stark administrativ geprägte Verfahren stellen tatsächlich „immer [...] Pro-
zesse beschränkter Partizipation“ dar, sie werden örtlich, zeitlich und inhaltlich von Fachkräften bestimmt. Wird 
Partizipation derart gestaltet, kann sie zur Ablehnung weiterer Partizipationsbemühungen führen und letztlich 
sogar kontraproduktiv wirken.253 

Geht es im hier interessierenden Zusammenhang jedoch darum, einzelnen Kindern und Jugendlichen einen 
„Anwalt“ zur Seite zu stellen, kann das Ombudswesen allenfalls durch längerfristige, strukturelle Veränderun-
gen hilfreich sein. Als unmittelbarer Ansprechpartner vor Ort sind solche eher als Beschwerdestelle fungieren-
den Institutionen weniger geeignet. Hier ließe sich eher an die Einrichtung dezentraler Stellen denken, die in 
unmittelbarem Kontakt mit den betroffenen Kindern und Jugendlichen deren Interessen gegenüber staatlichen 
Einrichtungen, Leistungserbringern und den eigenen Eltern vertreten, letztlich also an „Kinderanwälte“. 

Der Begriff Anwalt hat in der deutschen Sprache seine Wurzeln im Substantiv „anawalt“. Das Wort steht für 
jemanden der Macht hat, einen Anstifter, Beauftragten, der die Gewalt von jemand anderem hat, einen Ver-
fechter einer Sache. Das lateinische Substantiv „advocatus“ bezeichnet einen beratenden Freund oder einen 
Beistand vor Gericht. Das Verb „advocare“ bedeutet unter anderem „zuziehen“, „herbeirufen“ und „zum Bei-
stand nehmen“. Auch in anderen Sprachen „wird deutlich, dass jemand für oder gemeinsam mit einem anderen 
etwas tut.“254 

Eine gesetzliche Regelung für einen „Kinderanwalt“ sieht in Deutschland derzeit nur das FamFG vor: In Kind-
schaftssachen (§ 158 FamFG), Minderjährige betreffende Unterbringungssachen (§ 167 FamFG) sowie in Ab-
stammungs- und Adoptionsangelegenheiten (§§ 174, 191 FamFG) hat das Familiengericht dem Minderjährigen 
jeweils einen Verfahrensbeistand zu bestellen, regelmäßig einen Rechtsanwalt. Darum soll es hier jedoch nicht 
gehen. Auch die von Mecklenburg-Vorpommern erstmals initiierte und zwischenzeitlich bundesweit einge-
führte psychosoziale Prozessbegleitung von Kindern, die als Opfer an Strafverfahren beteiligt sind, und von be-
sonders geschulten Nichtjuristen (meist Sozialarbeitern) erbracht wird, erfasst die hier interessierenden Fälle 
nicht. 

Es stellt sich daher die Frage, ob es zur wirksamen Durchsetzung individueller Rechte von Kindern und Jugend-
lichen der Einrichtung einer neuen Institution im Sine eines „Kinderanwalts“ bedarf. Gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 
2 Grundgesetz wacht die staatliche Gemeinschaft schon jetzt über die Eltern bei der Betätigung ihres natürli-
chen Rechts auf Pflege und Erziehung der Kinder. Dieses staatliche Wächteramt wird in erster Linie von den 
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Jugendämtern wahrgenommen, die hierfür auch über das notwendige rechtliche Instrumentarium zur Durch-
setzung verfügen. Jugendämter sollten sich von daher ohnehin als „Kinderanwälte“ verstehen und tun dies in 
der Regel auch. Zudem beinhaltet es auch das Mandat der Sozialen Arbeit, diejenigen „Menschen bei der Akti-
vierung ihrer Kräfte [und Rechte] zu unterstützen, die zeitweise oder auf Dauer nicht ohne Hilfe in der Lage 
sind, sich in ihrer Umwelt einzurichten, ihren Verpflichtungen nachzukommen und sich zu verwirklichen“255. 

Grundsätzlich sind also bereits jetzt genügend Akteure vorhanden, deren Aufgabe und Ansinnen gerade die 
Wahrnehmung der Interessen und Rechte benachteiligter oder gefährdeter Kinder und Jugendlicher ist. Hier-
durch sollten eigentlich hinreichende Möglichkeiten zur selbstständigen Entfaltung unter Inanspruchnahme 
fremder Hilfe existieren. Allerdings erscheint mir eine Neujustierung der Gewichtung der elterlichen und kind-
lichen Rechte im Verhältnis zueinander erforderlich. 

3.2.4 Neue Anspruchsgrundlagen? 

Wie oben (unter 3.2.2) gezeigt, ist das gegenwärtige System der Kinder- und Jugendhilfe (außerhalb von Ein-
richtungen) weitgehend „elternzentriert“. Auch wenn bestimmte Ansprüche nicht den Eltern, sondern den Kin-
dern und Jugendlichen selbst zustehen, bedarf es zu ihrer Geltendmachung doch meist zumindest der Zustim-
mung der Eltern. Selbst ein eigener, elternunabhängiger Anspruch auf Beratung steht Kindern nach der gegen-
wärtigen Rechtslage nur Im Falle „einer Not- und Konfliktlage“ zu (§ 8 Abs. 3 SGB VIII). Auch dieser Beratungs-
anspruch ist erst im Jahr 2012 durch das Bundeskinderschutzgesetz im SGB VIII verankert worden. Im Rahmen 
des Berichts der Bundesregierung über die Evaluation des Bundeskinderschutzgesetzes wurde jedoch festge-
stellt, dass nur 24 % der Schulen und sogar nur 16 % der Jugendringe über diesen subjektiven Anspruch der 
Kinder und Jugendlichen informieren. Zudem werde die Vorschrift von der Praxis zwar durchweg positiv bewer-
tet, die Umsetzungspraxis sei jedoch „regional sehr unterschiedlich“.256 Bereits seinerzeit hatte ferner eine Be-
fragung der Fachverbände und der Länder ergeben, dass ein „allgemeiner, unkonditionierter, d. h. nicht auf 
Not- und Krisensituationen beschränkter Beratungsanspruch“ erforderlich ist, „da sich eine vom Gesetz gefor-
derte ‚Not- und Krisenlage‘ auf Grund eines noch nicht aufgebauten Vertrauensverhältnisses nicht immer be-
reits beim ersten Kontakt“ zeigt. Klargestellt wurde weiter, dass „sämtliche Maßnahmen, die nach der Beratung 
zu ergreifen sind (weitere Gespräche, Hilfeleistungen, Inobhutnahme), nur mit Kenntnis der Eltern bzw. deren 
Beteiligung erfolgen dürfen, soweit dadurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt würde.“257 
Diese Erwägungen flossen in den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Kinder- 
und Jugendstärkungsgesetz - KJSG) aus dem Jahr 2017 ein, der auf das Vorliegen einer Not- und Konfliktlage als 
Voraussetzung des Beratungsanspruchs verzichtete und damit einen uneingeschränkten Anspruch auf eltern-
unabhängige Beratung vorsah.258 In den Stellungnahmen zum Referentenentwurf hatten alle großen Wohl-
fahrtsverbände die geplante Änderung mit der Begründung befürwortet, dass sich in der Praxis der Jugendhilfe 
oft erst im Verlauf der Beratung herausstelle, inwiefern überhaupt eine Not-oder Konfliktlage vorliege. Die Ge-
setzesänderung wurde dann auch noch im Jahr 2017 vom Bundestag verabschiedet, konnte aber nicht mehr in 
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Kraft treten, weil die erforderliche Zustimmung des Bundesrates kurz vor Ende der Legislaturperiode aus Ver-
fahrensgründen von der Tagesordnung abgesetzt wurde259 und so der Diskontinuität zum Opfer fiel. 

Aktuell, inzwischen über fünf Jahren seit Feststellung des gesetzgeberischen Handlungsbedarfs, bereitet das 
BMFSFJ erneut einen Gesetzentwurf vor, der in einem aufwändigen Dialogprozess mit den Fachverbänden er-
arbeitet und unter dem Slogan „Mitreden – Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe“ der Öffent-
lichkeit präsentiert wird. Ein erster Abschlussbericht wurde im Dezember 2019 vorgelegt,260 ein konkreter Re-
ferenten- oder gar Gesetzentwurf liegt jedoch noch nicht vor. Es ist anzunehmen, dass der hier interessierende 
elternunabhängige Beratungsanspruch wie bereits im Entwurf von 2017 (durch Streichung der Worte „wenn 
die Beratung auf Grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und“261) vorgesehen nunmehr vorausset-
zungslos gewährt werden wird. In einer Stellungnahme des Deutschen Kinderschutzbundes im Rahmen des 
erwähnten Dialogprozesses wurde allerdings auf eine Konfliktlage zwischen dem notwendigen Vertrauensver-
hältnis im Beratungs-Setting einerseits und dem vom Grundgesetz geschützten elterlichen Informationsan-
spruch andererseits hingewiesen: Derzeit setzten die Berater in der Praxis darauf, dass Eltern von ihrem Infor-
mationsanspruch keinen Gebrauch machen, Fachkräfte verträten bisweilen auch offensiv eine (rechtlich zwei-
felhafte) Schweigepflicht gegenüber den Eltern. Der bedingungslose, nicht mehr an Gefährdungs- und Notsitu-
ationen gebundene Beratungsanspruch für Kinder müsse deshalb mit einem eigenständigen Grundrecht für 
Kinder verbunden werden, um verfassungsrechtlich Bestand zu haben.262 

Die geplante Änderung ist aus meiner Sicht unbedingt zu begrüßen, weil die Ausgestaltung als gesetzlicher 
Anspruch und damit als Pflichtleistung der Jugendhilfeträger die bei lediglich freiwilligen Leistungen und Pro-
jekten immer zu erwartenden Einwände des Kämmerers verhindert. Allerdings ist es für eine Wirksamkeit in 
der Praxis unbedingt erforderlich, dass nicht nur die Jugendämter und freien Träger der Jugendhilfe von dieser 
Beratungsmöglichkeit erfahren, sondern vor allem auch die Kinder und Jugendlichen, die einer Beratung be-
dürfen. Ebenso wichtig erscheint mir, dass konkrete Beratungskontakte nicht in einen bürokratisch-administra-
tiven Kontext gerückt werden, dass mit anderen Worten nicht nur aufgeschrieben und abgeheftet wird, um 
nach Jahresschluss eine positive Statistik auf die Homepage stellen zu können.  

3.2.5 Erleichterter Zugang zum Hilfesystem durch niedrigschwellige Angebote 

Zugänglichkeit ist die Fähigkeit einer Institution, in Kontakt mit Kindern zu treten. Die „Zugänglichkeit ist von 
fundamentaler Bedeutung. Dabei geht es um die Zusammenarbeit mit Kindern durch eine proaktive, altersge-
rechte Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere bei stark ausgegrenzten Kindern, und um Mechanismen, welche es 
Kindern erlauben, die Institution aus eigener Initiative zu erreichen.“263  

Ganz allgemein sind in der Kinder- und Jugendhilfe mehr Angebote erforderlich, „die ohne Genehmigung durch 
das Jugendamt oder ein förmliches Hilfeplanverfahren genutzt werden können, um die Schwelle zur Hilfe mög-
lichst niedrig zu halten. Diese niederschwelligen Hilfen sind häufig aus Sicht der Kommunen ‚freiwillige Leistun-
gen‘. Sie investieren ganz überwiegend in die Angebote, zu denen sie rechtlich zwingend verpflichtet sind, in 
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die Kindertagesstätten und die Hilfen zur Erziehung. Hier müssen sie einen individuell einklagbaren Rechtsan-
spruch erfüllen. Niederschwellige Angebote, etwa Mutter-Kind-Kurse, Nachbarschaftscafés, Gruppenangebote 
für Kinder und Jugendliche, aufsuchende Kontaktaufnahmen mit Familien, Angebote früher Hilfen bereits in 
den Geburtskliniken,“ 264 werden aus meiner Sicht zu Recht etwa von Cremer gefordert. Ganz besonders gilt 
dies aber für (Kinder und) Jugendliche aus Transmissionsfamilien. Ein 11Jähriger geht in der Regel nicht allein 
zum Jugendamt, um dort für sich Hilfen einzufordern (Ausnahmen bestätigen allerdings die Regel265). 

Vor allem jüngere, sozial benachteiligte und diskriminierte Kinder benötigen in besonderem Maße die Unter-
stützung durch Erwachsene. Aber selbst Kinder in extrem benachteiligten Lebenssituationen sind keine bloß 
passiven, untätigen Wesen, keine Objekte staatlicher Fürsorge. Auch sie haben das Recht, ihr Leben selbst zu 
bewältigen und ihre Interessen und ihre Rechte zu vertreten und einzufordern.266 Ganz allgemein erscheint mir 
daher eine „organisierte Sensibilisierung der Helfer für die Lebensrealität“ 267 von Armut betroffener Kinder 
und Jugendlicher vordringlich, um ihnen wo immer möglich Wege aufzuzeigen bzw. zu öffnen, die aus der Hoff-
nungslosigkeit ihrer Herkunftsfamilien hinausführen. Um eine solche Sensibilisierung, eine stärkere Aufmerk-
samkeit und Hinwendung zu erreichen, dürfte eine gezielte Fortbildung all derjenigen hilfreich sein, die mit den 
betroffenen Kindern regelhaft in Berührung kommen, also insbesondere von Lehrern und Erziehern sowie von 
ehrenamtlich pädagogisch Tätigen, etwa in Vereinen. Wenn es gelingt, möglichst vielen Kindern in möglichst 
jungen Jahren die Erfahrung zu ermöglichen, dass ihnen zugehört wird, dass ihre Meinung richtig und wichtig 
ist und dass jeder Mensch das Recht und die Möglichkeit hat, ein selbstbestimmtes, eigenverantwortliches Le-
ben zu führen, selbst wenn das in der Herkunftsfamilie keineswegs so ist, dann besteht tatsächlich die Aussicht, 
den intergenerationellen Teufelskreislauf zu durchbrechen. Um Armutsspiralen zu vermeiden, ist eine Stärkung 
der eigenen Ressourcen nötig; „je mehr Ressourcen (Potenziale) Kinder besitzen, desto größer sind auch ihre 
Chancen, einen höheren Lebenslagetypus zu erreichen.“268  

Daneben bedarf es aber auch einer massiven Stärkung derjenigen Institutionen, deren eigentliche Aufgabe ge-
rade in der niedrigschwelligen Arbeit mit benachteiligten und belasteten Kindern und Jugendlichen besteht, 
also insbesondere der Schulsozialarbeit und der offenen Jugendarbeit, sei es in Form von Jugendclubs oder 
aufsuchender Sozialarbeit, etwa durch Streetworker. Leider muss – zumindest für meinen eigenen Wohnsitz-
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – die gegenteilige Entwicklung festgestellt werden: Während noch im 
Jahr 2012 die vom Land für die Kinder- und Jugendförderung zur Verfügung gestellten Mittel je im Landkreis 
lebenden Einwohner im Alter zwischen 6 und 21 Jahren mit je 9,00 Euro (im Jahr!) kofinanziert wurden269, ist 
dieser Betrag in der Planung für 2020 bis 2022 auf nur noch 7,00 Euro270 gesunken. Da im gleichen Zeitraum 
auch die Anzahl der Kinder und Jugendlichen deutlich gesunken ist, während die Kosten insbesondere im Per-
sonalbereich genauso deutlich gestiegen sind, ist mit dem entsprechenden Haushaltsposten, aus dem bspw. 
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Jugendclubs zu finanzieren sind, heute viel weniger zu erreichen als noch vor zehn Jahren. Die bis zur Kreisge-
bietsreform durch die Stadt Neubrandenburg gesicherte Objektförderung von vier städtischen Jugendclubs 
wurde vom Landkreis bereits ab 2013 komplett eingestellt.271  

4 Fazit 

Zusammenfassend möchte ich folgende Punkte festhalten: Zum einen ist noch einmal hervorzuheben, dass es 
bei der Betrachtung der familialen Transmission wohlfahrtsstaatlicher Abhängigkeit keineswegs um die Zuwei-
sung von Schuld oder Verantwortung an die betroffenen Familien geht, sondern allein um eine Analyse mit dem 
Ziel zu verstehen und um adäquate Maßnahmen platzieren zu können.272 Als derartige „adäquate Maßnahme“ 
kommt wegen der oftmals nicht erfolgreichen „hergebrachten“ Hilfeansätze wie SPFH, Erziehungsbeistände, 
Frühe Hilfen usw. als alternativer Ansatz die gezielte Förderung „ausstiegswilliger“ Kinder und Jugendlicher in 
Betracht; hierfür sprechen jedenfalls die wenigen vorliegenden, qualitativen Forschungsdaten. Eine ausschließ-
lich finanzielle Stärkung betroffener Familien erscheint hingegen weniger erfolgsaussichtig. Zur Förderung des 
aufgezeigten Ansatzes dürfte die Einführung neuer Institutionen, bspw. eines „Kinderanwalts“ zumindest nicht 
zwingend erforderlich sein. Vorrangig erscheinen mir eine gezielte Sensibilisierung und Stärkung vorhandener 
Akteure und ein erleichterter und breiterer Zugang zu niedrigschwelligen Beratungs- und Hilfsangeboten. Die 
zu erwartende Einführung eines elternunabhängigen Beratungsanspruchs auch außerhalb von Krisensituatio-
nen ist begrüßenswert, bedarf für ihre Wirksamkeit aber vor allem der intensiven „Bewerbung“ bei allen mit 
Kindern und Jugendlichen in Berührung kommenden Professionen. 

Wenn es auf diesem Wege gelingt, Kindern aus Transmissionsfamilien Selbstwirksamkeitserfahrungen zu ver-
mitteln und Lebensperspektiven aufzuzeigen, wäre ein großer Beitrag zur Unterbrechung des intergeneratio-
nellen Teufelskreises geleistet.  
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